
Niederschrift Nr. 5/05 
N i e d e r s c h r i f t

über die Stadtratssitzung am 27. September 2005 

Beginn: 18.00 Uhr
Ende: 18.40 Uhr

Anwesend waren:
a) stimmberechtigte Mitglieder:

Baumann, Marita
Bockmühl, Gabriele
Burghardt, Uwe 
Casielles, Juan Jose
Dederichs, Norbert
Esser, Gerd
Feldeisen, Willy
Fritsch, Dieter
Geller, Herbert      
Grotenrath, Petra
Hummes, Dieter
Kick, Andreas 
Koch, Franz 
Kucknat, Karola
Lankow, Wolfgang
Lindlau, Detlef

Mandelartz, Alfred
Meirich, Thomas (ab TOP 4/18.05 Uhr)
Mohr, Bruno
Mohr, Christoph
Mürkens, Franz-Josef         
Nohr, Jens
Nüßer, Hans
Pehle, Bernd
Plum, Herbert
Puhl, Mathias
Scheen, Wolfgang 
Schmidt, Kathi
Schmitz, Hendrik 
Schöneborn, Christian
Sommer, Dominic
Zillgens, Bruno

Entschuldigt fehlten die Ratsmitglieder Rolf Beckers, Jürgen Burghardt, Franz
Josef Koch, Wilfried Menke, Ferdinand Reinartz und Jürgen Zantis.

b) von der Verwaltung:
Bürgermeister Dr. Linkens
I. und Techn. Beigeordneter Strauch
Beigeordneter Leßmann
StVR Schmitz
StAR Derichs       
StAng. Schallenberg als Schriftführer

Die Mitglieder des Stadtrates waren durch Einladung vom 19.09.2005 auf Dienstag,
den 27.09.2005, 18.00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung in den Sitzungssaal
des Rathauses Setterich, An der Burg 3, 52499 Baesweiler, einberufen worden.
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Zeit, Ort und Stunde der Sitzung sowie die Tagesordnung waren öffentlich bekannt
gemacht.
Bürgermeister Dr. Linkens stellte fest, dass der Rat nach der Zahl der erschienenen
Mitglieder beschlussfähig war.
Herr Bürgermeister Dr. Linkens beantragte, die Tagesordnung im nicht öffentlichen
Teil um die Tagesordnungspunkte
24a) Erwerb eines weiteren Kapitalanteils an der Propan Rheingas GmbH & Co.

KG sowie der Propan Rheingas GmbH
26a) Grundstücksangelegenheiten;

Erwerb des Grundstückes Gemarkung Puffendorf, Flur 5, Flurstück 621
26b) Erwerb eines Dienstfahrzeuges 
zu erweitern. 
Der Stadtrat beschloss daraufhin einstimmig die Änderung der Tagesordnung.

T A G E S O R D N U N G :

A) Öffentliche Sitzung

1. Kenntnisnahme der Niederschrift über die Sitzung des Stadtrates am
05.07.2005

2. Bestellung einer Schriftführerin
3. Anregung gem. § 24 GO NW/ § 6 der Hauptsatzung der Stadt Baesweiler;

hier: Rückerstattung Restmüllgebühren etc.         

4. Aufstellung eines Brandschutzbedarfsplanes für die Stadt Baesweiler
5. Flächennutzungsplan, Änderung Nr. 50, für Flächen im Bereich Kloshaus

1. Beschluss über die im Rahmen der Öffentlichkeits-, Behörden- und
Trägerbeteiligung vorgebrachten Anregungen und Bedenken

2. Beschluss zur Ausfertigung des Rechtsplanes und zur öffentlichen
Auslegung des Planentwurfes gem. § 3 (2) BauGB

6. Bebauungsplan Nr. 77 - Kloshaus -, Stadtteil Oidtweiler
hier: Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung 

7. Flächennutzungsplan, Änderung Nr. 51, Stadtteil Baesweiler
hier:  Aufstellungsbeschluss

8. Bebauungsplan Nr. 87 - Otto-Hahn-Straße -, Stadtteil Baesweiler
hier: Aufstellungsbeschluss mit Gebietsabgrenzung 
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9. Bebauungsplan Nr. 3 C - Gewerbegebiet westlich -, Stadtteil Baesweiler
1. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-

keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung
2.    Beschluss zur Erstellung des Rechtsplanes und zur Offenlegung gemäß

§ 3  (2) BauGB

10. Bebauungsplan Nr. 20 - neben der alten Schule/Eschweilerstraße  - (Pater-Dr.-
Pohlen-Straße), Änderung Nr. 1, Stadtteil Oidtweiler
hier: Aufstellungsbeschluss

                                        
11. Beschluss einer Sanierungssatzung für den Bereich des Bebauungsplan-

gebietes Nr.54 -  Carl-Alexander-Park -, Änderung Nr. 5
12. Bebauungsplan Nr. 54 - Haldenvorgelände -, Änderung Nr. 5, Stadtteil Baes-

weiler
1. Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung 
2. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-

keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung
3. Beschluss zur Erstellung des Rechtsplanes und zur öffentlichen Aus-

legung gemäß § 3 (2) BauGB

13. Bebauungsplan Nr. 81 - Bahnhofstraße II -, Stadtteil Oidtweiler;
hier: Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung

14. Bebauungsplan Nr. 82 - Am Bergpark -, Änderung Nr. 1, Stadtteil Baesweiler
1. Aufstellungsbeschluss gem. § 13 BauGB
2. Satzungsbeschluss

15. Bebauungsplan Nr. 86 - Wolfsgasse -, Stadtteil Setterich
1. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-

keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung 
2. Beschluss zur Ausfertigung des Rechtsplanes und zur Offenlegung

gemäß § 3 (2) BauGB

16. Festlegung des Umfanges des Aufwandes für die Erschließung des Bebau-
ungsplangebietes Nr. 51 - Siegenkamp - einschließlich der Straße Siegen-
kamp von Hermannstraße bis Hügelstraße und des Bebauungsplangebietes
Nr. 70 - Urweg nördlich -;
hier: Entscheidung über das Straßenentwässerungssystem     

17. Widmung der Straße Nr. 55 - „An der Brauerei“ in Baesweiler
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18. Widmung der Stichstraße zum Kindergarten in der Bahnhofstraße im Stadtteil
Oidtweiler

19. Mitteilungen der Verwaltung
20. Anfragen von Ratsmitgliedern
21. Fragestunde für Einwohner
 

Nicht öffentliche Sitzung

22. Genehmigung von Dringlichkeitsbeschlüssen betreffend
a) die Vergabe des Auftrages für die Ausstattung verschiedener Schulen

im Stadtgebiet Baesweiler sowie der Stadtbücherei mit gemieteten
Kopiergeräten      

b) die Vergabe des Auftrages für archäologische Arbeiten im Bereich des
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 81 - Bahnhofstraße
II -, Stadtteil Oidtweiler         

c) die Durchführung der Kompensationsmaßnahmen im Bereich des
Haldenfußes  „Carl-Alexander“ für die Errichtung und den Betrieb von
zwei  Windenergieanlagen in der Vorrangzone Baesweiler Ost

          
d) die Vergabe des Auftrages für die Erneuerung der Badewassertechnik

in der Schwimmhalle Grengracht;                                                           
      

e) die Vergabe des Auftrages für die baulichen Anlagen zur Gestaltung
der  Außenanlagen an der Burg Baesweiler

23. Personalangelegenheit;
hier: Einstellung eines Diplom-Ingenieurs der Fachrichtung Architektur   

24. Zustimmung zum Verkauf eines Anteiles der Städtischen Wasserwerk
Eschweiler GmbH an die EWV Energie- und Wasserversorgung GmbH;
Baesweiler an der Städtischen Wasserwerk Eschweiler GmbH

24.a) Erwerb eines weiteren Kapitalanteils an der Propan Rheingas GmbH & Co KG
sowie der Propan Rheingas GmbH;

25. „Carl-Alexander-Park“/-Baureifmachung und Baumfällarbeiten-;
hier: Auftragsvergabe

26. Grundstücksangelegenheit:
hier: Verkauf einer Immobilie
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26.a) Grundstücksangelegenheiten;
Erwerb des Grundstückes Gemarkung Puffendorf, Flur 5, Flurstück 621

26. b) Erwerb eines Dienstfahrzeuges
27. Mitteilungen der Verwaltung
28. Anfragen von Ratsmitgliedern

A) Öffentliche Sitzung

1. Kenntnisnahme der Niederschrift über die Sitzung des Stadtrates am
05.07.2005

Die Niederschrift über die Sitzung des Stadtrates am 05.07.2005 wurde ein-
stimmig zur Kenntnis genommen.

2. Bestellung einer Schriftführerin

Aufgrund § 52 Abs. 1 Satz 2 GO wird der Schriftführer vom Rat bestellt. Die
Niederschrift wird von ihm und vom Bürgermeister unterzeichnet.
Die bisherige Schriftführerin, Frau StAR Simone Wetzel, befindet sich in
Elternzeit.
Es wird vorgeschlagen, die Schriftführung im Rat der Sachbearbeiterin in der
Hauptabteilung, Frau Stadtamtsinspektorin Edeltraud Bezjak, zu übertragen,
die bereits vor Jahren diese Aufgabe wahrgenommen hat.
Die vertretungsweise Wahrnehmung der Schriftführung durch Herrn Markus
Schallenberg (siehe Ratssitzung vom 05.10.2004 / TOP 2) bleibt unverändert.
Beschluss:

Der Rat beschließt einstimmig, Frau Stadtamtsinspektorin Edeltraud Bezjak
zur Schriftführerein zu bestellen.

3. Anregungen gemäß § 24 GO NW / § 6 der Hauptsatzung der 
Stadt Baesweiler;
hier: Rückerstattung Restmüllgebühren etc.

Mit dem der Originalniederschrift als Anlage 1 beigefügten Schreiben vom
01.08.2005 regt Herr A. Dinslaken an, 
1. die Restmüllgebührenvorauszahlung 2005 anzupassen,
2. in der Müllverbrennungsanlage neue Verbrennungsstraßen zu bauen und
3. über die Errichtung einer Rohstoffgewinnungsanlage nachzudenken.
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Zu den Punkten 2 und 3 der oben vermerkten Anregungen liegt die Zustän-
digkeit nicht bei der Stadt Baesweiler. Vom Antragsteller wurden die hierfür
zuständigen Stellen ebenfalls in Kenntnis gesetzt.
Zu Punkt 1 führte Herr Bürgermeister Dr. Linkens aus, dass bei einer zu
hohen Erhebung von Gebühren diese natürlich im Folgejahr verrechnet wer-
den und diese im Folgejahr - wie bereits seit vielen Jahren praktiziert - seitens
der Stadt Baesweiler an die Bürger durch niedrigere Gebühren erstattet wer-
den.

4. Aufstellung eines Brandschutzbedarfsplanes für die Stadt Baesweiler

Die Gemeinden sind nach § 22 Abs. 1 Feuerschutzhilfeleistungsgesetz NRW
verpflichtet, unter Beteiligung der Feuerwehr einen Brandschutzbedarfsplan
und Pläne für den Einsatz der öffentlichen Feuerwehr aufzustellen und fort-
zuschreiben. Da der derzeit vorliegende Brandschutzbedarfsplan, der im Jahre
2000 aufgestellt worden ist, nur bis zum 30.09.2005 gültig ist, bedarf es einer
entsprechenden Fortschreibung und Überarbeitung.
Der fortgeschriebene und überarbeitete Brandschutzbedarfsplan für die Stadt
Baesweiler liegt als Anlage 2 der Originalniederschrift bei.
Bürgermeister Dr. Linkens dankte allen, die an diesem Brandschutzbedarfs-
plan mitgewirkt haben, insbesondere dem Stadtbrandmeister und dem Ord-
nungsamt. 
Weiterhin sprach Bürgermeister Dr. Linkens nochmals seinen besonderen
Dank an alle Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr aus, die durch ihre außer-
ordentliche ehrenamtliche Leistung bewiesen haben, dass die Entscheidung,
auf die Freiwilligkeit der Feuerwehr zu setzen, der richtige Weg war. Ins-
besondere die hohe Einsatzbereitschaft und eine gute Qualifikation bilden
zusammen mit einem großem Maß an Engagement der freiwilligen Wehrleute
in allen sechs Löschzügen die Grundlage dafür, dass die Freiwilligkeit weiter-
hin die tragende Säule der Einsatzfähigkeit bleibt. Dies wird die Stadt Baes-
weiler auch weiterhin durch entsprechende Anschaffung von Fahrzeugen,
Geräten usw. unterstützen. 
Besonders betonte Bürgermeister Dr. Linkens noch einmal, dass es möglich
war, die Unterkünfte aller Löschzüge durch entsprechende Neubauten oder
grundlegende Sanierung in einen guten Zustand zu versetzen und damit
baulich und auch seitens der Gerätschaften die besten Voraussetzungen für
die Wehrleute zu schaffen. Entscheidend sei allerdings das große Engage-
ment der freiwilligen Kameradinnen und Kameraden, denen ein besonderer
Dank dafür gebührt.
Der Vorsitzende der CDU-Fraktion Herr Puhl führte aus, dass dieser neue
Brandschutzbedarfsplan ein eindrucksvolles Dokument dafür sei, dass das
sogenannte „Modell Baesweiler” mit seinem Element der Freiwilligkeit gut
funktioniere.  Die Stadt Baesweiler wolle daher auch in kommenden Jahren
durch entsprechende Investitionen Sorge dafür tragen, dass dieses Modell
noch lange funktioniere und die Schaffung einer Berufsfeuerwehr nicht not-
wendig wird. 
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Herr Puhl bat ferner darum, den Dank der CDU-Fraktion stellvertretend an
Herrn Stadtbrandmeister Hermanns sowie den beiden Mitarbeitern des Ord-
nungsamtes, die sich offenbar besonders um die Erarbeitung dieses
Brandschutzbedarfsplanes bemüht haben, Herrn Schröter und Herrn Röm-
gens, zu übermitteln.
Der Vorsitzende der SPD-Fraktion Herr Pehle würdigte ebenfalls die Leistung
der Freiwilligen Feuerwehr und sprach dieser und der Verwaltung seinen
besonderen Dank für die Erstellung des Brandschutzbedarfsplanes aus.
Herr Nüßer von der FDP regte an, größere Anstrengungen im Bereich der
Prävention zu tätigen. Insbesondere die Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage, Rauchmelder im gesamten Bundesgebiet zur Pflicht zu machen,
sei erstrebenswert, da dies ein geeignetes Mittel sei, die Zahl der Opfer in
diesem Bereich weiter zu senken.
Herr Bürgermeister Dr. Linkens wies Herrn Nüßer darauf hin, dass dies nur
eine Aufgabe des Bundes sein könne. Allerdings würden seitens der Stadt
Baesweiler weiterhin alle Möglichkeiten ausgenutzt, um gemeinsam mit der
Freiwilligen Feuerwehr, zum Beispiel durch Artikel im Stadtinfo, für Rauch-
melder zu werben. 

Beschluss:

Der Stadtrat beschließt einstimmig den Brandschutzbedarfsplan der Stadt
Baesweiler.

5. Flächennutzungsplan, Änderung Nr. 50, für Flächen im Bereich Kloshaus

1. Beschluss über die im Rahmen der Öffentlichkeits-, Behörden- und
Trägerbeteiligung vorgebrachten Anregungen und Bedenken

2. Beschluss zur Ausfertigung des Rechtsplanes und zur öffentlichen Aus-
legung des Planentwurfes gemäß § 3 (2) BauGB

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
1. Beschluss über die im Rahmen der Öffentlichkeits-, Behörden- und

Trägerbeteiligung vorgebrachten Anregungen und Bedenken

Zu dem o. a. Bauleitplan wurde in der Zeit vom 13.06.2005 bis 08.07.2005
die Öffentlichkeitsbeteiligung und die Beteiligung der Behörden und
Träger öffentlicher Belange durchgeführt.
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Es wurden folgende Stellungnahmen abgegeben:
Staatliches Umweltamt:
a) Immissionsschutz:

Es wird gefordert, in Hinsicht auf den Immissionsschutz, für die an-
grenzende Wohnnutzung im nachfolgenden Verfahren zum Bebau-
ungsplan Nutzungsbeschränkungen für die Gewerbebetriebe einzupla-
nen und im Erläuterungsbericht zum FNP hierauf hinzuweisen.
Stellungnahme:
Im Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens wird die
Immissionssituation an der Schnittstelle des Gewerbegebietes mit dem
angrenzenden „allgemeinen Wohngebiet” (WA) zu untersuchen und
aktive Lärmschutzmaßnahmen zu treffen sein (Lärmschutz-
wall/Lärmschutzriegel durch Gewerbehalle etc.).
In dem Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan, Änderung
Nr. 50, sollte ein Hinweis aufgenommen werden, dass im nachfolgen-
den Bebauungsplanverfahren die Immissionssituation an der Schnitt-
stelle WA/GE zu untersuchen ist und erforderlichenfalls Lärmschutz-
maßnahmen einzuplanen sind.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 2 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
In dem Erläuterungsbericht zur Änderung Nr. 50 des
Flächennutzungsplanes wird ein Hinweis aufgenommen, dass die
Immissionssituation an der Schnittstelle GE/WA im nachfolgenden
Bebauungsplanverfahren zu untersuchen ist.

2. Beschluss zur Ausfertigung des Rechtsplanes und zur öffentlichen Aus-
legung des Planentwurfes gem. § 3 (2) BauGB:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 12.09.2005 / Punkt 2 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Der Rechtsplan zur Änderung Nr. 50 des Flächennutzungsplanes ist unter
Einbeziehung der Beschlüsse zu 1. zu erstellen und gemäß § 3 (2) BauGB
auf die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen.
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6. Bebauungsplan Nr. 77 - Kloshaus-, Stadtteil Oidtweiler

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
Stadtratsmitglied Franz Koch erklärte sich für befangen und nahm für die
Dauer der Abstimmung im Publikumsbereich Platz.

Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung:

Zur städtebaulichen Abrundung des Stadtteiles Oidtweiler hat der Stadtrat die
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 77 - Kloshaus - in der Gebietsabgren-
zung gem. Anlageplan 1 beschlossen.
In der Zwischenzeit ist der in der Anlage 2 der Ratsvorlage dargestellte Be-
reich ebenfalls für eine Verplanung und wirtschaftliche Nutzung verfügbar
geworden.
Der Rat hat beschlossen, den Flächennutzungsplan entsprechend zu ändern.
Die Bezirksregierung Köln hat hierzu das Einvernehmen gem. § 20 Landes-
planungsgesetz erteilt.
Nunmehr kann diese Fläche dem Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 77
zugeordnet werden.
Beschluss: 

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung am
13.09.2005 / Punkt 3 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat einstimmig:
Die Fläche gem. Anlageplan 2 der Ratsvorlage wird dem Plangebiet des
Bebauungsplanes Nr. 77 - Kloshaus - zugeordnet. Die Plangebietsabgrenzung
ist entsprechend zu ändern.

7. Flächennutzungsplan, Änderung Nr. 51, Stadtteil Baesweiler

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
Aufstellungsbeschluss:

Die evangelische Kirchengemeinde Baesweiler beabsichtigt auf der Parzelle
Gemarkung Baesweiler, Flur 2, Flurstücke 592 und 399, Otto-Hahn-Straße,
eine Wohnanlage mit 9 altengerechten und barrierefreien Wohneinheiten zu
errichten. Die Parzelle ist im Flächennutzungsplan als „Fläche für den Ge-
meinbedarf” mit der Zweckbestimmung Kirche/Jugendheim dargestellt.
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Flächen für den Gemeinbedarf erfassen die Standorte von Anlagen und Ein-
richtungen, die der Allgemeinheit dienen und einem nicht fest bestimmten
wechselnden Teil der Bevölkerung zugänglich sind.
Das Vorhaben erfüllt diese Anforderungen nicht. Zur Realisierung und städte-
baulichen Abrundung ist daher die Änderung des Flächennutzungsplanes
erforderlich mit dem Ziel der Darstellung von „Wohnbauflächen” für die
Grundstücke Gemarkung Baesweiler, Flur 2, Flurstücke 592 (Teilfläche) und
399 sowie Flur 8, Flur-stücke 47 und 23 (Teilfläche).
Parallel hierzu ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung am
13.09.2005 / Punkt 4 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat einstimmig:
Für den im Anlageplan dargestellten Bereich, Gemarkung Baesweiler, Flur 2,
Flurstücke 592 (Teilfläche) und 399 sowie Flur 8, Flurstücke 47 und 23 (Teil-
fläche) wird die Änderung Nr. 51 des Flächennutzungsplanes beschlossen.
Die Änderung erhält den Arbeitstitel „Änderung Nr. 51 des Flächennutzungs-
planes”.
Ziel und Zweck der Änderung ist die Darstellung von Wohnbauflächen.

8. Bebauungsplan Nr. 87 - Otto-Hahn-Straße -, Stadtteil Baesweiler

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
Aufstellungsbeschluss mit Gebietsabgrenzung:

Die evangelische Kirchengemeinde Baesweiler beabsichtigt auf der Parzelle
Gemarkung Baesweiler, Flur 2, Flurstücke 592 und 399, Otto-Hahn-Straße,
eine Wohnanlage mit 9 altengerechten und barrierefreien Wohneinheiten zu
errichten. Die Parzelle ist im Flächennutzungsplan als „Fläche für den Ge-
meinbedarf” dargestellt.
Das Vorhaben erfüllt die Anforderungen, die an Einrichtungen und Anlagen
des Gemeinbedarfs zu stellen sind, nicht. Zur Realisierung ist daher parallel
zur Änderung des Flächennutzungsplanes mit dem Ziel der Darstellung von
„Wohnbauflächen” zur städtebaulichen Abrundung die Aufstellung eines
Bebauungsplanes erforderlich und zwar für die Grundstücke Gemarkung
Baesweiler, Flur 2, Flurstücke 592 (Teilfläche) und 399 sowie Flur 8, Flurs-
tücke 47 und 23 (Teilfläche).
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Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung am
13.09.2005 / Punkt 5 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat einstimmig:
Für den im Anlageplan dargestellten Bereich, Gemarkung Baesweiler, Flur 2,
Flurstücke 592 (Teilfläche) und 399 sowie Flur 8, Flurstücke 47 und 23 (Teil-
fläche) wird die Aufstellung eines Bebauungsplanes gemäß § 2 BauGB be-
schlossen. 
Der Bebauungsplan erhält den Arbeitstitel „Bebauungsplan Nr. 87 - Otto-
Hahn-Straße”.
Ziel und Zweck der Planung ist die Bereitstellung von Wohnbauflächen.

9. Bebauungsplan Nr. 3 C - Gewerbegebiet westlich -, Stadtteil Baesweiler

1. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit
und der Behörden- und Trägerbeteiligung

2. Beschluss zur Erstellung des Rechtsplanes und zur Offenlegung gemäß
§ 3 (2) BauGB

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit
und der Behörden- und Trägerbeteiligung

In der o. a. Planung wurde in der Zeit vom 25.07.2005 bis 02.09.2005 ein-
schließlich die Öffentlichkeitsbeteiligung und parallel die Beteiligung der
Behörden und der Träger öffentlicher Belange durchgeführt.
Es wurden die folgenden Stellungnahmen abgegeben:
a) EBV AG:

Die EBV AG weist darauf hin, dass im Bereich des Plangebietes die Aus-
bisslinie der geologischen Störung „Sandgewand” vermutet wird.
Stellungnahme:
Die Verwaltung hat in Hinsicht auf die vermutete geologische Störung
„Sandgewand” das geologische Landesamt des Landes NRW in Krefeld
beteiligt.
Gemäß der Stellungnahme des Landesamtes ist die geologische Störung
„Sandgewand” im Bebauungsplan festzusetzen.
Beschluss:
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Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Nach Klärung der Lage der Sandgewandstörung wird diese in Abstim-
mung mit dem geologischen Landesamt NRW im Bebauungsplan festge-
setzt.

b) RWE Netzservice GmbH, Abt. Hoch- und Höchstspannungsnetz:
Es wurde die folgende Stellungnahme abgegeben:
Über den o. g. Bereich verläuft in einem 2 x 19,00 m = 38,00 m breiten
Schutzstreifen die 110-kV-Hochspannungsfreileitung Siersdorf - Carl-
Alexander, Bl. 0712 (Mast 15 bis UA Baesweiler).
Des Weiteren befindet sich die Umspannanlage Baesweiler in diesem
Bereich.
Den Leitungsverlauf mit Leitungsmittellinie, Maststandorten und Schutz-
streifengrenzen sowie die Lage der Umspannanlage können Sie unserem
beigefügten Lageplan im Maßstab 1 : 2000 entnehmen.
Rechtliche Grundlage für die Inanspruchnahme der Grundstücke sind im
Grundbuch eingetragene Dienstbarkeiten. Diese Dienstbarkeiten sehen
u. a. vor, dass im Schutzstreifen der Leitung leitungsgefährdende Maß-
nahmen (wie Bebauung, Anpflanzung, Geländeveränderung, Nutzungs-
artenänderung ...) untersagt sind.
Mit der Aufstellung des o. g. Bauleitplanes können wir uns daher nur
unter folgenden Bedingungen einverstanden erklären:
- Die Leitung wird mit Schutzstreifenbereich und Maststandorten nach-

richtlich in den zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes übernom-
men.

- Der Schutzstreifen wird von Bauwerken freigehalten.
- Der Schutzstreifen kann in Teilbereichen - wie im eingereichten Plan-

entwurf im Maßstab 1 : 2000 vom 10.06.2005 dargestellt - als Stell-
platzfläche genutzt werden. Geplante Laternen erhalten eine maximale
Bauhöhe von 3,00 m über EOK.

- Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur Bodendecker und niedrig
wachsende Gehölze angepflanzt werden.
Um den Mast 16 herum muss jedoch eine Fläche mit einem Radius von
15,00 m von jeglicher Bepflanzung freigehalten werden.
Durch höherwachsende Gehölze, die in den Randbereichen bzw. au-
ßerhalb der Leitungsschutzstreifen angepflanzt werden, besteht die
Gefahr, dass durch einen eventuellen Baumumbruch die Hochspan-
nungsfreileitung beschädigt wird. Aus diesem Grund bitten wir Sie zu
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veranlassen, dass in diesen Bereichen Gehölze zur Anpflanzung kom-
men, die in den Endwuchshöhen gestaffelt sind. Anderenfalls wird ein
Schutzstreifenverlauf erforderlich.
Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die
Leitung gefährdende Höhe erreichen, ist der Rückschnitt durch den
Grundstückseigentümer/den Bauherrn auf seine Kosten durchzuführen
bzw. zu veranlassen. 
Kommt der Grundstückseigentümer/der Bauherr der vorgenannten
Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung und Setzen einer an-
gemessenen Frist nicht nach, so ist die RWE Transportnetz Strom
GmbH berechtigt, den erforderlichen Rückschnitt zu Lasten des Eigen-
tümers/des Bauherrn durchführen zu lassen.
Für Betriebs- und Unterhaltungsmaßnahmen ist jederzeit die Zugäng-
lichkeit zur Leitung und den Masten auf den Grundstücken zu gewähr-
leisten. Alle die Leitung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt.

- Im Textteil des Bebauungsplanes wird folgender Hinweis aufgenom-
men:
„Von den einzelnen Bauvorhaben im Schutzstreifen der Leitung bzw.
in unmittelbarer Nähe dazu sind der RWE Bauunterlagen (Lage- und
Höhenpläne) zur Prüfung und abschließenden Stellungnahme zu-
zusenden. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der
RWE”.

Stellungnahme:
Die Umspannanlage ist im Bebauungsplanentwurf festgesetzt.
Die Freileitungstrasse mit Schutzstreifen und Maststandorten ist in den
Rechtsplan aufzunehmen und mit den angeregten textlichen Festset-
zungen bezüglich Nutzung und Bepflanzung im Bebauungsplan fest-
zusetzen.
Der Planentwurf setzt im Bereich des Schutzstreifens die Nutzung als
Parkplätze und Grünflächen fest.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Die Freileitungstrasse mit Schutzstreifen und Maststandorten sowie die
textlichen Festsetzungen zur Nutzung der Flächen sind in den Bebau-
ungsplan aufzunehmen.
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c) RWE Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsiedlungen
Die RWE Power AG weist darauf, dass Teile des Plangebietes humoses
Bodenmaterial enthalten.
Da diese Böden auf Belastungen durch Setzungen reagiere können, wird
angeregt, in den Bebauungsplan eine Kennzeichnung gemäß § 9 (5) 1
BauGB aufzunehmen.
Stellungnahme:
Zur Information der Eigentümer bzw. Bauherren sollte eine Kennzeich-
nung gemäß § 9 (5) 1 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen wer-
den.

Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
In den Bebauungsplan Nr. 3 C - Gewerbegebiet westlich - wird eine
Kennzeichnung gemäß § 9 (5) 1 BauGB aufgenommen, dass im Plan-
gebiet humose Böden anstehen.

d) Landesbetrieb Straßenbau NRW
Seitens der Niederlassung Aachen bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 C. 
Die Erschließung des gesamten Plangebietes muss jedoch über die K 27
„Übacher Weg“ erfolgen. Einem Anschluss an die L 225 „Ludwig-Erhard-
Ring“ wird seitens der Straßenbauverwaltung nicht zugestimmt.
Stellungnahme:
Der städtebauliche Entwurf des Entwicklungskonzeptes sieht eine Er-
schließung über die K 27 sowie die noch zu schaffende Verbindung zwi-
schen der L 225 und der K 27 vor. Diese Verbindungsachse soll an den
ebenfalls noch zu errichtenden Kreisverkehrsplatz im Bereich der L 225
angebunden werden. Vonseiten der Amtsleitung der Niederlassung Aa-
chen wurde Gesprächsbereitschaft hinsichtlich der Anbindung an die L
225 signalisiert.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
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Der Stadtrat stellt fest, dass hinsichtlich der Erschließung des Gewer-
begebietes vor Offenlegung des Planentwurfes abschließende Gespräche
mit dem Landesbetrieb Straßenbau NRW, Niederlassung Aachen, geführt
werden.

e) Kreis Aachen
e1) A 70 - Umweltamt, Wasserwirtschaft

1. Das Beeckfließ ist als offenes Gewässer zu erhalten.
Entlang des vorhandenen Gewässers ist nach rechts und links ein
Schutzstreifen von mindestens 5 m ab Oberkante Böschung von jegli-
cher Über- bzw. Bebauung und Nutzung freizuhalten. 
Bepflanzungen und Eingrünungen in diesem Bereich sind in Abstim-
mung mit den Unterhaltspflichtigen, der Unteren Wasserbehörde und
der Unteren Landschaftsbehörde, vorzunehmen. 
Die Blaue Richtlinie (5. Auflage der Richtlinie für den naturnahen
Ausbau und Unterhaltung der Fließgewässer in Nordrhein-Westfalen,
Erlass vom 06.04.1999 gemäß § 100 LWG, veröffentlicht im Ministerial-
blatt des Landes NW Nr. 39 vom 18.06.1999) ist zu beachten. Dies ist
durch eine Eintragung in das Grundbuch sicherzustellen.
Stellungnahme:
Entlang des Beeckfließes ist innerhalb des Plangebietes - d. h. östlich
des Gewässers - ein 5 m breiter Schutzstreifen ab Oberkante Böschung
vorgesehen, der von jeglicher Über- bzw. Bebauung und Nutzung
freigehalten wird. 
Der Bereich  westlich des Gewässers liegt außerhalb des Plangebietes.
Hier gelten die Festsetzungen des Landschaftsplanes II, Baesweiler -
Alsdorf - Merkstein.
Bepflanzungen und Eingrünungen werden mit den Unterhaltspflichti-
gen, der unteren Wasserbehörde und der Unteren Landschaftsbehörde
abgestimmt und in den zu überarbeitenden Landschaftspflegerischen
Fachbeitrag aufgenommen.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Ein 5 m breiter Schutzstreifen östlich des Beeckfließes wird  ab Ober-
kante Böschung von jeglicher Über- bzw. Bebauung und Nutzung
freigehalten. Bepflanzungen und Eingrünungen werden mit den Un-
terhaltspflichtigen, der Unteren Wasserbehörde und der Unteren Land-
schaftsbehörde, abgestimmt und in den zu überarbeitenden Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrag aufgenommen.
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2. In der Planung sind einige Überquerungen des Gewässers eingetra-
gen. Für die Brücken muss ein Antrag auf Genehmigung gemäß § 99
LWG bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises Aachen gestellt wer-
den. Die Genehmigungsfähigkeit ist im Rahmen des Verfahrens zu
klären.
Stellungnahme:
Hinsichtlich der vorgesehenen Brücken werden die erforderlichen
Anträge auf Genehmigung gemäß § 99 LWG zu gegebener Zeit bei der
Unteren Wasserbehörde gestellt.

Beschluss:

Der Bau- und Planungsausschuss schlägt dem Stadtrat vor, zu be-
schließen:
Der Stadtrat stellt einstimmig fest, dass hinsichtlich der vorgesehenen
Brücken die erforderlichen Anträge gestellt werden.

3. Bei der Aufstellung / Änderung des Bebauungsplanes ist die Entsor-
gung der anfallenden Schmutz- und Niederschlagswässer nachzuwei-
sen. Zuständige Stelle bezüglich § 51 a LWG im Bebauungsplanverfah-
ren ist das StUA Aachen, welches die Gesamtentwässerung bewertet.
Der § 51 a LWG sowie der Runderlass zur Durchführung der Vorschrift
bezüglich der Niederschlagswasserbeseitigung gemäß § 51 a LWG des
Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft, Stand
18.05.1998, ist einzuhalten.
Die anfallenden Schmutzwässer sind der öffentlichen Kanalisation
zuzuleiten.
Stellungnahme:
Die unbelasteten Niederschlagswässer werden getrennt in das Beeck-
fließ eingeleitet. Das Schmutzwasser wird der Mischkanalisation zu-
geführt. Die Entwässerung erfolgt zur Kläranlage Setterich. Erforderli-
che Detailplanungen werden mit dem StUA Aachen abgestimmt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Das unbelastete Niederschlagswasser wird in das Beeckfließ, das
Schmutzwasser in die Mischkanalisation eingeleitet. Detailplanungen
werden mit dem StUA Aachen abgestimmt.
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e2) A 70 - Umweltamt, Landschafts- und Naturschutz
1. Die im Bereich des geplanten Uferstreifens des Beeckfließes geplanten

Maßnahmen sind weiter zu konkretisieren. Unter anderem sind die
Gewässerdynamik verbessernde Maßnahmen anzustreben. 
Der gemäß städtebaulichem Entwurf entlang des Gewässers verlaufen-
de Weg ist nach Osten zu verschieben.

2. Art und Umfang der auf den übrigen Grünflächen auszuführenden
Pflanzmaßnahmen sind ebenfalls weiter zu konkretisieren.

3. Feldgehölze sind durch eine freie, unbeeinflusste Entwicklung geprägt.
Auf ein Auf-den-Stock-Setzen oder andere radikale Pflegemaßnahmen
ist hier zu verzichten. Die Feldhecken sollten nicht nach maximal 15
Jahren, sondern frühestens nach 15 Jahren Auf-den-Stock-gesetzt
werden.

4. Da die Maßnahmen am Westrand des Bebauungsplangebietes eine
Eingrünungsfunktion des neuen Gewerbegebietes zur freien Land-
schaft hin übernehmen, ist für diese festzusetzen, dass sie spätestens in
der ersten Pflanzperiode nach Beginn der Erschließungsmaßnahmen
durchzuführen sind.
Für die übrigen Grünflächen kann - wie geplant - ein sukzessiver Aus-
führungszeitpunkt festgelegt werden. 

5. Die Bilanzierung des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags ist wie
folgt zu ändern:
- Für die nicht überbaubaren Gewerbegrundstücksflächen (Mindest-

qualität Schotterrasen) können maximal 4 ÖW/m² statt 6 ÖW/m² in
Ansatz gebracht werden.

- Für die Grünanlagen, Feldhecken und Baumwiesen können maxi-
mal 15 ÖW/m² statt 16 ÖW/m² in Ansatz gebracht werden.

- Für die Straßenbaumpflanzungen können maximal 200 ÖW statt
300 ÖW in Ansatz gebracht werden.

Stellungnahme:
Gegen eine östliche Verschiebung des entlang des Gewässers ver-
laufenden Weges bestehen aus städtebaulichen Gründen keine Beden-
ken. Der Anregung sollte gefolgt werden.
Hinsichtlich der grünordnerischen bzw. naturschutzrechtlichen Anre-
gungen sind Abstimmungsgespräche mit der Unteren Landschafts-
behörde vorgesehen, deren Ergebnisse in den zu überarbeitenden
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag aufgenommen werden.
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Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Einer Verschiebung des entlang des Beeckfließes verlaufenden Weges
wird zugestimmt. Mit der Unteren Landschaftsbehörde sind hinsicht-
lich der grünordnerischen bzw. naturschutzrechtlichen Anregungen
Abstimmungsgespräche vor Offenlegung des Planentwurfes zu führen.

e3) A 64 - Amt für Straßenbau und Wohnungswesen
1. Die Planung für die Anbindung des geplanten Kreisverkehrs-

platzes an die K 27 ist mit dem Kreis Aachen abzuklären.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Die Anbindung des geplanten Kreisverkehrsplatzes an die K 27
ist mit dem Kreis Aachen abzustimmen.

2. Es muss darauf hingewiesen werden, dass aus dem Bestand und
Betrieb der K 27 kein Anspruch auf evtl. Lärmschutzmaßnahmen
hergeleitet werden kann.

Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass aus dem Bestand und
Betrieb der K 27 kein Anspruch auf evtl. Lärmschutzmaßnahmen
für die im Rahmen des Bebauungsplanes beabsichtigten Maß-
nahmen hergeleitet werden kann.

3. Außerdem wird angeregt, durch die geplante „Landschaftsader“
einen Fuß-/Radweg zu führen, der im Süden an den geplanten-
Radweg durch das Haldenvorgelände (Bebauungsplan Nr. 54,
Änderung Nr. 5) anschließt und diesen nördlich der L 225 ent-
lang des Beeckfließes fortzusetzen mit Anschluss an die vorhan-
dene Radroute Richtung Floverich. Im Zuge der K 27 und der L
225 sollten Querungshilfen angelegt werden.



Niederschrift Stadtratssitzung 27.09.2005 Seite 19 von  55

Stellungnahme:
Hinsichtlich der Radwegeverbindung durch die Landschaftsader
über die K 27 entlang des Beeckfließes bis zur vorhandenen
Radroute Richtung Floverich werden zurzeit von der Verwaltung
Konzepte erarbeitet. Im Bereich der K 27 wird die Anlegung
einer Querungshilfe für Radfahrer geprüft.
Hinsichtlich der Querung der L 225 wird eine Einbeziehung
des neu zu errichtenden Kreisverkehrsplatzes angedacht. 
Hierzu werden in Kürze Gespräche mit den Fachämtern der
zuständigen Straßenbaulastträger geführt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass derzeit eine Radwegeverbindung
durch die Landschaftsader über die K 27 entlang des Beeck-
fließes bis zur vorhandenen Radroute Richtung Floverich er-
arbeitet wird. 
Hinsichtlich der Querungshilfen sind Gespräche mit den zu-
ständigen Straßenbaulastträgern zu führen.

f) Energie- und Wasser-Versorgung GmbH (EWV)
Die EWV gibt nachfolgende Stellungnahme ab:
„ Gegen den oben genannten Bebauungsplan bestehen aus Sicht der
Gasversorgung keine Bedenken. Wir weisen an dieser Stelle allerdings
darauf hin, dass eine Mittelspannungsleitung quer durch den Bebau-
ungsplan verläuft und umgelegt werden muss. Als Anhang haben wir
unsere Bestandspläne Gas und Strom beigefügt.
Zur Sicherstellung der elektrischen Versorgung müssen Stationsplätze
(5 m x 4 m) zugunsten des RWE ausgewiesen werden. Weiter ist im
nicht öffentlichen Bereich der Kabeltrasse ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht zugunsten des RWE mit einer Breite von 5 m erforderlich.
Die genaue Lage der geplanten Stationsplätze und der geplanten Ka-
beltrasse entnehmen sie bitte dem beigefügten Lageplan.
Wir bitten Sie uns auch weiterhin an der Planung zu beteiligen und
uns rechtzeitig vor Baubeginn zu informieren.“
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Stellungnahme:
Die Lage der Stationsplätze, die zur Sicherstellung der elektrischen
Versorgung dienen, sind mit dem RWE abzustimmen. Im nicht öffentli-
chen Bereich der Kabeltrasse sind mit einer Breite von 5 m die erfor-
derlichen Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten des RWE ein-
zutragen.
Die EWV wird auch weiterhin an den Planungen beteiligt und recht-
zeitig vor Baubeginn informiert.

Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Die Lage der Stationsplätze ist mit dem RWE abzustimmen. Die für die
Kabeltrasse erforderlichen Geh-, Fahr- und Leitungsrechte werden
zugunsten des RWE eingetragen.

g) Staatliches Umweltamt Aachen
g1) Immissionsschutz

Aus der Sicht des vorbeugenden Immissionsschutzes bestehen keine
grundsätzlichen Bedenken gegen die o.g. Bauleitplanung.
Unklar ist jedoch, wie die einzelnen Parkplatzflächen genutzt werden
sollen. Parkplatzflächen, die überwiegend von Gewerbebetrieben ge-
nutzt werden, z. B. Stellplätze für Angestellte, Besucher usw., können
insbesondere zur Nachtzeit zu Problemen durch Lärmimmissionen in
der Nachbarschaft führen. In den Planungsunterlagen werden über
Anzahl und Nutzung der Stellplatzflächen keine Angaben gemacht.
Auch fehlen Angaben über den zu erwartenden Zulieferverkehr. Mögli-
cherweise ist eine lärmtechnische Begutachtung erforderlich. 
Um eine endgültige Stellungnahme abgeben zu können, bittet das
StUA die erforderlichen Informationen zu sammeln und im weiteren
Verfahren vorzulegen.
Stellungnahme:
Hinsichtlich möglicher Störungen der Nachbarschaft durch Lärmim-
missionen insbesondere durch Parkplatzflächen wird ein Lärmschutz-
gutachten in Auftrag gegeben. 
Die Ergebnisse dieser lärmtechnischen Begutachtung werden mit dem
StUA abgestimmt.
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Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, ein Lärmschutzgutachten in Auftrag zu geben
und dieses mit dem StUA abzustimmen.

g2) Abwasserbeseitigung
Gegen die o.g. Bauleitplanung bestehen derzeit Bedenken, da eine
einwandfreie Abwasserbeseitigung nicht sichergestellt ist. Dies wird
wie folgt begründet:
Das Baugebiet entwässert zur Kläranlage Baesweiler-Setterich. Diese
Kläranlage hat ihre Kapazitätsgrenze erreicht bzw. derzeit schon teil-
weise überschritten. Aufgrund fehlender Reserven entspricht sie ins-
gesamt nicht mehr dem Stand der Technik und ist aus diesem Grund
sanierungsbedürftig. Zurzeit werden durch den Wasserverband Eifel-
Rur bereits Vorplanungen durchgeführt mit dem Ziel der Sanierung
der Kläranlage in geeigneter Form.
Erst wenn mit den notwendigen Sanierungsmaßnahmen begonnen
wurde, ist eine Rücknahme der Bedenken möglich.
Stellungnahme:
Aufgrund der Bedenken des Staatlichen Umweltamtes kann der Bebau-
ungsplan Nr. 3 C - Gewerbegebiet westlich - zurzeit wegen der fehlen-
den ausreichenden Erschließung nicht in Rechtskraft gesetzt werden.
Es ist jedoch davon auszugehen, dass mit den Sanierungsarbeiten an
der Kläranlage Setterich bis Ende 2005 begonnen wird.
Somit kann zwar der Satzungsbeschluss zu dem Bauleitplan erfolgen,
die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses (Eintritt der Rechts-
kraft) aber erst mit dem Beginn der Sanierungsarbeiten an der Klär-
anlage.
Zur Klarstellung sollte die Begründung entsprechend ergänzt werden.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 3 C -
Gewerbegebiet westlich - wie folgt zu ergänzen:
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Aufgrund der zurzeit nicht gesicherten Erschließung (Kläranlage Sette-
rich) wird die Inkraftsetzung des Bebauungsplanes Nr. 3 C - Gewer-
begebiet westlich - (Bekanntmachung gemäß § 10 BauGB) erst mit dem
Beginn der erforderlichen Sanierungsarbeiten an der Kläranlage Sette-
rich erfolgen.

g3) Uferrandstreifen
Das o.g. Plangebiet wird vom Gewässer Beeckfließ durchflossen.
Gegen die Planung bestehen nur dann keine Bedenken, wenn nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik ein Uferstreifen von
mindestens 5 m beidseitig des Gewässers ab Böschungsoberkante von
jeglicher anthropogener Beeinflussung freigehalten wird. Dies wird wie
folgt begründet.
Grundlage dieser Forderung ist die „Richtlinie für naturnahe Unterhal-
tung und naturnahen Ausbau der Fließgewässer in Nordrhein-Westfa-
len“, vgl. Mbl. NRW 1999, Nr. 39, vom 18.06.1999. Diese Richtlinie ist
nach § 100 LWG als allgemein anerkannte Regel der Technik einge-
führt worden.
Zur naturnahen Entwicklung muss den Gewässern genügend Raum
zur Verfügung stehen, in dem sie sich aufgrund ihrer Eigendynamik
verlagern können. 
Dafür müssen ausreichend breite, mit einem dem Gewässerschutz
Rechnung tragenden Bewuchs versehene Landstreifen (Uferstreifen)
die Gewässer beidseitig begleiten. Die Uferstreifen sind integraler
Bestandteil der Gewässer. Profilveränderungen der Gewässer, die sich
in diesen Streifen einstellen, sind ausdrücklich erwünscht. Das fördert
die Strukturvielfalt des Gewässers, die neben einer guten Wasserbe-
schaffenheit Voraussetzung dafür ist, dass sich eine gewässertypische
Lebensgemeinschaft ausbilden kann.
In diesem Zusammenhang verweise ich auf den RdErl. des MURL vom
24.09.1987, Az.: IV B 5 - 1.05.02, und auf § 9 Abs. 20 BauGB, wonach
im Bebauungsplan Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt werden
können.
Stellungnahme:
Entlang des Beeckfließes ist innerhalb des Plangebietes, d.h. östlich
des Gewässers ein 5 m breiter Schutzstreifen ab Oberkante Böschung
vorgesehen, der von jeglicher Über- bzw. Bebauung und Nutzung
freigehalten wird. Der Bereich westlich des Gewässers liegt außerhalb
des Plangebietes. Hier gelten die Festsetzungen des Landschaftsplanes
II, Baesweiler-Alsdorf-Merkstein.
Bepflanzungen und Eingrünungen werden mit den Unterhaltspflichti-
gen, der Unteren Wasserbehörde und der Unteren Landschaftsbehörde,
abgestimmt und in den zu überarbeitenden Landschaftspflegerischen
Fachbeitrag aufgenommen.
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Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Ein 5 m breiter Schutzstreifen östlich des Beeckfließes wird ab Ober-
kante Böschung von jeglicher Über- bzw. Bebauung und Nutzung
freigehalten. Bepflanzungen und Eingrünungen werden mit den Un-
terhaltspflichtigen, der Unteren Wasserbehörde und der Unteren Land-
schaftsbehörde, abgestimmt und in den zu überarbeitenden Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrag aufgenommen.

g4) Bergbauliche Einwirkungen (Verwerfungszone)
Das Plangebiet liegt im Nahbereich einer geologischen Verwerfungs-
zone (Vorstaffelsprung des Frelenberger Sprunges). Aufgrund der
Sümpfungsauswirkungen des Braunkohlenbergbaues sind hier un-
gleichmäßige Bodenbewegungen nicht auszuschließen, die ein ver-
dichtetes Überwachungsnetz von Festpunkten für Geländehöhenver-
änderungen, z. B. durch den Bergbautreibenden oder in Abstimmung
mit dem VBHG (Verband der bergbaugeschädigten Haus- und Grund-
eigentümer) Jülich, Wiesenstraße 4, als sinnvoll erscheinen lassen.
Diesbezüglich verweise ich auf die Zuständigkeit des Bergamtes Dü-
ren.
Stellungnahme:
Das Bergamt Düren wurde im Rahmen der Behörden- und Trägerbe-
teiligung aufgefordert, eine Stellungnahme abzugeben. Nach Ablauf
der Beteiligungsfrist lag der Verwaltung keine Stellungnahme des
Bergamtes Düren vor.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass nach Ablauf der Beteiligungsfrist seitens
des Bergamtes Düren keine Bedenken vorgebracht wurden.

g 5) Beseitigung von Niederschlagswasser (§ 51 a LWG)
Gegen die o.g. Planung bestehen Bedenken.
Die Beseitigung des Niederschlagswassers ist unter Berücksichtigung
des § 51 a LWG für das Plangebiet bisher nicht geregelt und nach-
gewiesen worden.
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Eine Rücknahme der geäußerten Bedenken ist nur möglich, wenn die
erforderlichen Darlegungen mittels Vorlage entsprechender Unterla-
gen erfolgt sind. Einzelheiten sind dem RdErl. des Ministeriums für
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes NRW vom
18.05.1998 zu entnehmen.
Stellungnahme:
Die unbelasteten Niederschlagswässer werden getrennt in das Beeck-
fließ eingeleitet. Das Schmutzwasser wird der Mischkanalisation zu-
geführt. Die Entwässerung erfolgt zur Kläranlage Setterich. Erforderli-
che Detailplanungen werden mit dem StUA Aachen abgestimmt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Das unbelastete Niederschlagswasser wird in das Beeckfließ, das
Schmutzwasser in die Mischkanalisation eingeleitet. Detailplanungen
werden mit dem StUA Aachen abgestimmt.

h) Rheinisches Amt für Bodendenkmalpflege
Bezogen auf das Plangebiet hat das Rheinische Amt für Bodendenk-
malpflege im Zusammenhang mit der 48. Änderung des Flächennut-
zungsplanes Anregungen vorgetragen, die voll inhaltlich auch für die
verbindliche Bauleitplanung, also hier den Bebauungsplan Nr. 3 C,
gelten und somit Gegenstand der Abwägung sein sollten. Dabei geht
es grundsätzlich um die Erhaltung und Sicherung sowie Gestaltung
eines im nördlichen Teil der Fläche nachgewiesenen Teilstückes der
römischen Straße. 
Das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege bittet die Detailabstim-
mung mit Frau Dr. Andrikopoulou-Strack vorzunehmen.
Hinzu kommt, dass nicht auszuschließen ist, dass in der Fläche Boden-
denkmäler erhalten sind, die in einem unmittelbaren Zusammenhang
mit dem durch Prospektion westlich der Fläche nachgewiesenen rö-
mischen Siedlungsplatz stehen. Erkennbare Indizien hierfür konnten
jedoch bisher nicht ermittelt werden. 
Dabei weist das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege darauf hin,
dass eine Oberflächenprospektion keine Bodendenkmäler nachweisen
kann, die aufgrund deren Lage keine Indizien liefern, wie z. B. Gräber-
felder oder mit Bodenauftrag überlagerte Bereiche.
Abwägungsrelevante Fakten in Bezug auf die Belange des Bodendenk-
malschutzes sind für die o.a. Planung daher nur für das nachgewiesene
Teilstück der Römerstraße gegeben.
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Unabhängig hiervon bittet das Rheinische Amt für Bodendenkmal-
pflege darauf hinzuweisen, dass bei Erdarbeiten in der Fläche Boden-
denkmäler aufgedeckt werden können und dass hier insbesondere die
Meldepflicht sowie das Veränderungsverbot entsprechend der §§ 15,
16 DSchG NW zu beachten sind.
Stellungnahme:
In Abstimmung mit dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege
wird der nördliche Teil des Plangebietes als Grünfläche festgesetzt und
somit keiner baulichen Nutzung zugeführt. 
Da nicht auszuschließen ist, dass bei zukünftigen Erdarbeiten im Plan-
gebiet Bodendenkmäler aufgedeckt werden können, sollte in die Be-
gründung zum Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis auf Melde-
pflicht und Veränderungsverbot gemäß §§ 15, 16 DSchG NW aufge-
nommen werden.
Die Detailabstimmung mit Frau Dr. Andrikopoulou-Strack ist noch
vorzunehmen.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass die nördliche Teilfläche des Plangebietes
in Abstimmung mit dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege von
jeglicher Bebauung freigehalten wird. 
In die Begründung zum Bebauungsplan wird ein entsprechender Hin-
weis auf Meldepflicht sowie Veränderungsverbot entsprechend der §§
15, 16 DSchG NW aufgenommen.
Die Detailabstimmung ist mit Frau Dr. Andrikopoulou-Strack vorzu-
nehmen.

i) Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
Der BUND hat Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 3 C - Gewerbegebiet westlich -, da er u.a. eine weitere Flächen-
versiegelung und fortschreitende Zerschneidung der Landschaft aus
Gründen der Erholungsvorsorge, des Natur- und Artenschutzes sowie
aus Sicht der Landwirtschaft aufgrund des Verlustes von sehr wertvol-
len Böden als sehr kritisch ansieht.
Die detaillierte Stellungnahme des BUND ist der Vorlage als Anlage
beigefügt.
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Stellungnahme:
Neben einer starken Durchgrünung des Plangebietes sieht der Bebau-
ungsplan Nr. 3 C u. a. eine deutliche ökologische Aufwertung des
Beeckfließes vor.
Im Rahmen der Überarbeitung des Landschaftspflegerischen Fach-
beitrages (LPF) wird die detaillierte Stellungnahme des BUND durch
den Planer abgearbeitet und mit dem Kreis Aachen - A 70 - vor Offenle-
gung des Planentwurfes abgestimmt. 
Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass neben der Durchgrünung
und ökologischen Aufwertung der Flächen die Ansiedlung von Unter-
nehmen  und Schaffung von Arbeitsplätzen dringend erforderlich ist.
Dieser Gesichtspunkt darf bei der Abwägung nicht unberücksichtigt
bleiben.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass die Stellungnahme des BUND im Rahmen
der Überarbeitung des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags berück-
sichtigt und dieser vor Offenlegung des Planentwurfes mit dem Kreis
Aachen - A 70 - abgestimmt wird.

2. Vorschlag zur Erstellung des Rechtsplanes und zur Offenlegung
gemäß § 3 (2) BauGB

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sit-
zung am 13.09.2005 / Punkt 6 der Tagesordnung) beschließt der Stadt-
rat einstimmig:
Der Rechtsplan zum Bebauungsplan Nr. 3 C - Gewerbegebiet, westlich
- ist unter Einbeziehung der Beschlüsse zu 1. zu erstellen und gemäß
§ 3 (2) BauGB auf die Dauer eines Monates öffentlich auszulegen.

10. Bebauungsplan Nr. 20 - neben der alten Schule/Eschweilerstraße - (Pater-
Dr.-Pohlen-Straße), Änderung Nr. 1, Stadtteil Oidtweiler

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
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Aufstellungsbeschluss:

Der Eigentümer des Wohnhauses Eschweilerstraße 148 beabsichtigt im rück-
wärtigen Bereich seines Grundstückes einen Stellplatz anzulegen. 
Die Zufahrt zu diesem Stellplatz soll vor der Pater-Dr.-Pohlen-Straße erfolgen.
Zurzeit setzt der Bebauungsplan an dieser Stelle Flächen für Grünanlagen
zum ökologischen Ausgleich fest.
Insoweit wird es erforderlich, den Bebauungsplan so zu ändern, dass eine
Fläche von ca. 12 qm als Zufahrt genutzt werden kann.
Die Zusage der Kostenübernahme für die Herstellung der Verkehrsfläche
(Zufahrt) und die Maßnahmen zum ökologischen Ausgleich liegt vom Eigen-
tümer des Wohnhauses Eschweilerstraße Nr. 148 zwischenzeitlich vor.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung am
13.09.2005 / Punkt 7 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat einstimmig:
Für die im Anlageplan dargestellte Fläche wird die Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 20 -Pater-Dr.-Pohlen-Straße - beschlossen.
Ziel und Zweck der Änderung ist die Festsetzung einer Zufahrt im rückwärti-
gen Bereich des Wohnhauses Eschweilerstraße 148.

11. Beschluss einer Sanierungssatzung für den Bereich des Bebauungsplan-
gebietes Nr. 54 - Carl-Alexander Park -, Änderung Nr. 5

Gemäß Zuwendungsbescheid Nr. 05/36/05 der Bezirksregierung Köln ist für
die Finanzierung der städtebaulichen Maßnahmen im Bereich des Carl-Alex-
ander Parkes Voraussetzung, dass für diesen Bereich eine Sanierungssatzung
nach § 142 (4) BauGB erlassen wird.
Ziel einer solchen Satzung ist es, städtebauliche Missstände in einem abge-
grenzten Stadtbereich (Fördergebiet) zu verbessern bzw. abzustellen.
Die Voraussetzungen zum Erlass einer Sanierungssatzung für den Bereich des
Carl-Alexander Parkes liegen vor.
Die Begründung und Abgrenzung des Sanierungsgebietes sind den beiliegen-
den Anlagen zu entnehmen.
Die Verwaltung schlägt vor, die der Originalniederschrift als Anlage 4 bei-
gefügte Satzung zu beschließen und öffentlich bekannt zu machen, um damit
die formalen Voraussetzungen zur Finanzierung des Sanierungsprojektes zu
erfüllen.
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Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung am
13.09.2005 / Punkt 8 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat einstimmig:
Die der Originalniederschrift als Anlage 4 beigefügte Satzung mit Gebiets-
abgrenzung wird als Satzung nach § 142 Abs. 4 BauGB beschlossen.

12. Bebauungsplan Nr. 54 - Haldenvorgelände -, Änderung Nr. 5, Stadtteil
Baesweiler

1. Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung

2. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-
keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung

3. Beschluss zur Erstellung des Rechtsplanes und zur öffentlichen Aus-
legung gemäß § 3 (2) BauGB

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung zu
diesem Tagesordnungspunkt vor.
1. Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung

Der Rat der Stadt Baesweiler hat in seiner Sitzung am 06.07.2004 die
Aufstellung der Änderung Nr. 5 des Bebauungsplanes Nr. 54 - Halden-
vorgelände - in der Gebietsabgrenzung gemäß Anlage 1 der Ratsvorlage
beschlossen.
Derzeit befinden sich alle bebauten Parzellen im östlichen Teilbereich
(Anlage 2 der Ratsvorlage schraffiert dargestellt) in Privatbesitz und ste-
hen daher für eine Änderungsplanung nicht zur Verfügung. Zurzeit gibt
es auch keinen Planungsbedarf für diesen Bereich. Die derzeitige örtliche
Situation steht ebenfalls den Entwicklungszielen des städtebaulichen
Entwurfes des Carl-Alexander-Parks nicht entgegen.
Insoweit gibt es in diesem Bereich keinen Anlass zur Änderungsplanung
und dieser Bereich sollte aus dem Plangebiet herausgenommen werden
und die Plangebietsabgrenzung gemäß Anlage 2 der Ratsvorlage be-
schlossen werden.
Beschluss:
Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Die Plangebietsabgrenzung wird gemäß Anlage 2 der Ratsvorlage festge-
setzt.
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2. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-
keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung

In dem Bebauungsplan Nr. 54, Änderung Nr. 5, wurde in der Zeit vom
08.08.2005 bis 02.09.2005 einschließlich die Öffentlichkeitsbeteiligung
und parallel die Beteiligung der Behörden und der Träger öffentlicher
Belange durchgeführt. 
Es wurden die folgenden Stellungnahmen abgegeben:
a) EBV AG:
a 1) Die EBV AG weist darauf hin, dass sich im Plangebiet zwei dauer-

standsichere Schächte befinden.
Stellungnahme: 
Der Schachtschutzbereich des dauerstandsicher verfüllten Schach-
tes 1 braucht nicht eingehalten zu werden, d. h. die Benutzung des
Grundstückes ist hinsichtlich der Standsicherheit von Bauwerken
nicht an besondere Beschränkungen gebunden, solange die stand-
feste Verfüllung nicht abgegraben oder in ihrer Funktion beein-
trächtigt ist.
Die Schachtanlage 2 (Gasentlüftungsrohr) muss auch weiterhin
zugänglich sein. Sie ist in einem Radius von 20 m von einer bauli-
chen Nutzung freizuhalten und wird im Rechtsplan als nicht über-
baubare Flächen festgesetzt.
Es sei angemerkt, dass bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan
Nr. 54 lediglich die Schachtanlage 2 in einem Radius von 20 m als
nicht überbaubare Fläche festgesetzt ist. Dieser Sachverhalt wurde
mit der EBV AG im damaligen Beteiligungsverfahren abgestimmt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, der Schachtschutzbereich des dauerstandsi-
cher verfüllten Schachtes 1 braucht nicht eingehalten zu werden,
d. h. die Benutzung des Grundstückes ist hinsichtlich der Standsi-
cherheit von Bauwerken nicht an besondere Beschränkungen ge-
bunden, solange die standfeste Verfüllung nicht abgegraben oder in
ihrer Funktion beeinträchtigt wird.
Die Schachtanlage 2 wird in einem Radius von 20 m im Bebauungs-
plan als nichtüberbaubare Flächen festgesetzt.
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a 2) Die EBV AG weist ferner darauf hin, dass durch das Plangebiet die
geologische Störung „Sandgewand” verläuft und die im Entwick-
lungskonzept des Rahmenplans aufgeführten Restriktionen ins-
besondere zu Bergbau, geologischer Störung sowie Altlasten zu
beachten sind.
Stellungnahme:
Bergbau:
Das gesamte Plangebiet ist eine Fläche, unter der der Bergbau
umgeht und bei deren Bebauung ggf. besondere bauliche Vorkeh-
rungen erforderlich sind.
Geologische Störung:
Durch das Plangebiet zieht sich von Norden nach Süden eine geolo-
gische Störung (Ausbisszone-Sandgewandstörung). Bewegungen
aus steinkohlefremden Ursachen sind in diesem Bereich nicht aus-
zuschließen. Daher wird eine Anpassung durch Gliederung der
Baukörper in Bauabschnitte, Maximallänge 15 m, Anordnung von
Dehnungsfugen und die Vermeidung von großflächigen monolithi-
schen Bauvorhaben erforderlich. Die Sicherung von Erschließungs-
maßnahmen ist wegen der Geringfügigkeit der zu erwartenden
Bewegungen hingegen nicht notwendig.
Altlasten:
Auf der Grundlage der vorliegenden Ergebnisse der Gefährdungs-
abschätzung für das ehemalige Betriebs- und Kokereigelände sind
Bodenbelastungen insbesondere im Bereich der ehemaligen Koke-
rei festgestellt worden. Im Rahmen von Baumaßnahmen sind Auf-
füllungsböden aus Bodenaushub, Bergematerial, Bauschutt, Holz,
Aschen und Schlacken im Bereich des Betriebsgeländes sowie
wahrscheinlich noch vorhandene Fundamentreste zu beachten. 
Zur Vermeidung von durch die vorhandenen Auffüllungsböden
bedingten Entsorgungsproblemen sollte im Rahmen von Baumaß-
nahmen nur in unbedingt notwendigem Umfang in den Boden
eingegriffen werden.
Im Rechtsplan ist daher die geologische Störung „Sandgewand”
darzustellen. Hierzu wurde das geologische Landesamt NRW im
Verfahren beteiligt. Die Restriktionen hinsichtlich Bergbau, geologi-
sche Störung, Altlasten sind im derzeitigen  Rechtsplan festgesetzt
und sollten übernommen werden.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
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Der Stadtrat beschließt, die geologische Störung „Sandgewand” im
Bebauungsplan festzusetzen sowie die Restriktionen hinsichtlich
Bergbau, geologische Störung, Altlasten aufzunehmen.

b) Aachener Verkehrsverbund GmbH:
Es wird darauf hingewiesen, dass die dem Plangebiet nächstgelege-
nen ÖPNV-Haltestellen am Übacher Weg und Herzogenrather
Weg/Einmündung Kapellenstraße in einer Entfernung von ca. 600 -
800 m zum Plangebiet liegen.
Es wird angeregt, um eine anspruchskonforme Erschließung durch
den ÖPNV sicherzustellen, die künftige Andienung durch öffentli-
che Verkehrsmittel im Sinne ausreichender Verkehrsinfrastruktur
(Straßenquerschnitte,  Flächenbedarf  für Haltestellen,
Witterungsschutz- und Informationsanlagen) vorzusehen.
Stellungnahme:
Die Carlstraße als zentrale Erschließungsanlage sowie die an das
Plangebiet angrenzenden Straßen (Herzogenrather Weg und Üba-
cher Weg) sind aufgrund der Ausbaubreite und Art geeignet, den
ÖPNV einschl. der nötigen Infrastruktur aufzunehmen.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass die Carlstraße als zentrale Erschlie-
ßungsanlage sowie die an das Plangebiet angrenzenden Straßen
(Herzogenrather Weg und Übacher Weg) aufgrund der Ausbaubrei-
te und Art geeignet sind den ÖPNV einschl. der nötigen Infrastruk-
tur aufzunehmen.

c) Landwirtschaftskammmer Nordrhein-Westfalen:
c 1) Es wird darauf hingewiesen, dass der Herzogenrather Weg zur

Erschließung der westlich des Stadtteiles Baesweiler gelegenen
landwirtschaftlichen Flächen dient. Die ungehinderte Durchfahrt,
auch mit großen landwirtschaftlichen Maschinen und Transport-
fahrzeugen muss gewährleistet bleiben. Eine Verstärkung des
„nicht landwirtschaftlichen” Anliegerverkehrs führt zu Beeinträchti-
gungen und muss nach Ansicht der Landwirtschaftskammer früh-
zeitig planerisch berücksichtigt und ordnungsbehördlich unterbun-
den werden.
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Stellungnahme:
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 54 sind
im Bereich des Herzogenrather Weges keine zusätzlichen Stell-
plätze vorgesehen. Die Haupterschließung des Plangebietes erfolgt
über die Carlstraße. Mit einer deutlichen Zunahme des „nicht land-
wirtschaftlichen” Verkehrs ist nicht zu rechnen.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass mit einer deutlichen Zunahme des
„nicht landwirtschaftlichen” Verkehrs nicht zu rechnen ist.

c2) Die Landwirtschaftskammer regt an, die erforderlichen ökologi-
schen Ausgleichsflächen innerhalb des Plangebietes vorzusehen.
Ergibt sich dennoch ein Kompensationsbedarf außerhalb des Plan-
gebietes auf landwirtschaftlichen Flächen, so bittet sie um recht-
zeitige Beteiligung.
Stellungnahme:
Die Stadt strebt an, einen Großteil der ökologischen Ausgleichsflä-
che innerhalb des Plangebietes vorzusehen. Ein erforderlich wer-
dender Kompensationsbedarf außerhalb des Plangebietes wird
rechtzeitig mit der Landwirtschaftskammer abgestimmt werden.
Beschluss:
Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, den Großteil der ökologischen Ausgleichs-
fläche innerhalb des Plangebietes vorzusehen. Bei Anlegung von
Kompensationsflächen außerhalb des Plangebietes wird die Land-
wirtschaftskammer rechtzeitig beteiligt.

d) Industrie- und Handelskammer Aachen:
Es wird die Ausweisung eines Sondergebietes mit der beispiels-
weisen Zweckbindung Freizeitnutzung vorgeschlagen. Dies gäbe
die bestmöglichen Freiräume zur Steuerung der Entwicklung der
Fläche.
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Bei der Beibehaltung der Ausweisung eines Mischgebietes sollten
Einzelhandelsnutzungen ausgeschlossen werden.
Stellungnahme:
Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von
Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Zuläs-
sig sind u. a. Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzel-
handelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe
des Beherbergungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe, Anlagen
für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke.
Die Ausweisung eines Sondergebietes wird im Wesentlichen durch
eine Zweckbestimmung geprägt.
Die Schwerpunkte der zukünftigen Nutzungen im Carl-Alexander-
Park sollen jedoch im Wesentlichen aus den Bereichen Life und
Science mit Angeboten für Freizeit, Wellness, Sport, Kultur aber
auch Wissenschaft, Forschung und Bildung entwickelt werden, die
im Wesentlichen auch eine technologieorientierte gewerbliche
Ausrichtung haben sollen.
Um hier einen größtmöglichen Spielraum zur Steuerung der Ent-
wicklung des Carl-Alexander-Parks zu gewährleisten, wird vor-
geschlagen,  das Plangebiet als Gewerbegebiet festzusetzen, wobei
die Ausrichtung auf die Schwerpunktthemen Freizeit, Bildung,
Forschung, Technologie und Kultur erfolgen soll.
Entsprechend wird vorgeschlagen, die allgemein zulässigen Nut-
zungen einzuschränken.
Insbesondere sollen ausgeschlossen werden Lagerhäuser /Lager-
plätze, Einzelhandel, Bordelle und Tankstellen.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, das Plangebiet als Gewerbegebiet (GE)
auszuweisen. Ausgeschlossen werden Lagerhäuser, Lagerplätze,
Einzelhandel, Bordelle und Tankstellen.
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e) Kreis Aachen
e1) A 70 - Umweltamt, Wasserwirtschaft

Bei der Aufstellung/Änderung des Bebauungsplanes ist die Entsor-
gung der anfallenden Schmutz- und Niederschlagswässer nach-
zuweisen. 
Zuständige Stelle bezüglich § 51 a LWG im Bebauungsplanverfah-
ren ist das StUA Aachen, welches die Gesamtentwässerung be-
wertet.
Der § 51 a LWG sowie der Runderlass zur Durchführung der Vor-
schrift bezüglich der Niederschlagswasserbeseitigung gemäß § 51
a LWG des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirt-
schaft, Stand 18.05.1998, sind einzuhalten.
Die anfallenden Schmutzwässer sind der öffentlichen Kanalisation
zuzuleiten.
Stellungnahme:
Um eine Auswaschung von Schadstoffen in das Grundwasser zu
vermeiden, ist aufgrund der vorhandenen Bodenbelastungen eine
Versickerung/Verrieselung des anfallenden Niederschlagswassers
der Dachflächen in den Untergrund auszuschließen.
Für die Gewerbebereiche nördlich des ehemaligen Kokereigeländes
ist eine gesonderte Ableitung des Regenwassers vorgesehen, wel-
ches in das Beeckfließ eingeleitet werden soll.
Für das übrige Baugebiet ist ein Anschluss an die Mischkanalisati-
on vorgesehen. Die Entwässerung erfolgt zur Kläranlage Setterich.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Eine Versickerung/Verrieselung des anfallenden Niederschlags-
wassers der Dachflächen in den Untergrund wird ausgeschlossen.
Für die GE-Bereiche nördlich des ehemaligen Kokereigeländes ist
eine gesonderte Ableitung des Regenwassers vorgesehen, welches
in das Beeckfließ eingeleitet wird. Das übrige Baugebiet ist an die
Mischwasserkanalisation anzuschließen.

e2) A 70 - Umweltamt, Bodenschutz/Altlasten
Das Haldenvorgelände gehört zum Altstandort „Kokerei Carl-Alex-
ander“.
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1. zu Altlasten:
Insbesondere im Bereich der ehemaligen Kokerei wurden Bodenbe-
lastungen festgestellt. 
Diese Belastungen sind so hoch, dass die Gutachter Anfang der 90-
er Jahre hier eine qualifizierte Oberflächenabdeckung forderten.
Bedingt durch die Sümpfungsmaßnahmen des Kohlebergbaues sind
die oberen Grundwasserstockwerke weitestgehend grundwasserfrei.
Somit ist bis zum Wiederanstieg des Grundwassers nach Beendi-
gung der Sümpfungsmaßnahmen eine Grundwasseranalytik nicht
möglich. Ein Nachweis, ob ein Eintrag aus dem belasteten Boden in
das Grundwasser erfolgt, kann daher zurzeit nicht geführt werden.
Daraus ist jedoch nicht zu schließen, dass ein Eintrag nicht statt-
findet bzw. in Zukunft nicht stattfinden wird. Sofern bei dem Wie-
deranstieg des Grundwassers in etwa 45 Jahren nachgewiesen wird,
dass Schadstoffe aus dem Boden gelöst und in das Grundwasser
verfrachtet werden, so kann es dann erforderlich werden, Bereiche
mit Bodenbelastungen wasserdicht zu versiegeln. Dies könnte auch
für die mit wasserdurchlässigem Belag geplanten Stellplatzflächen
und Erschließungsstraßen zum Tragen kommen. 
Da - wie richtig dargestellt - bei Baumaßnahmen mit Auffüllungs-
böden, die belastet sein können, zu rechnen ist, sind Baumaßnah-
men der Unteren Bodenschutzbehörde zur Stellungnahme vorzule-
gen. Alle Erdarbeiten sind gutachterlich zu begleiten.
Stellungnahme:
Auf der Grundlage der vorliegenden Ergebnisse der Gefährdungs-
abschätzungen für das ehemalige Betriebs- und Kokereigelände
sind Bodenbelastungen insbesondere im Bereich der ehemaligen
Kokerei festgestellt worden. 
Im Rahmen von Baumaßnahmen sind Auffüllungsböden aus Boden-
aushub, Bergematerial, Bauschutt, Holz, Aschen und Schlacken im
Bereich des Betriebsgeländes sowie wahrscheinlich noch vorhande-
ne Fundamentreste zu beachten.
Zur Vermeidung von durch die vorhandenen Auffüllungsböden
bedingten Entsorgungsproblemem sollten im Rahmen von Baumaß-
nahmen nur im unbedingt notwendigen Umfang in den Boden
eingegriffen werden. Daher sind in allen Baufenstern der GE-Berei-
che bauliche Anlagen unterhalb des vorhandenen Geländes (Keller
und Tiefgründungen) nicht zulässig.
Bauliche Maßnahmen im Bereich des ehemaligen Kokereigeländes
sind mit wasserundurchlässigem Belag zu versiegeln und mit dem
Kreis Aachen - A 70, Umweltamt, Wasserwirtschaft - abzustimmen.
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Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
In den GE-Bereichen werden bauliche Anlagen unterhalb des vor-
handenen Geländes (Keller und Tiefgründungen) ausgeschlossen.
Bauliche Maßnahmen im Bereich des ehemaligen Kokereigeländes
sind mit wasserundurchlässigem Belag zu versiegeln und mit dem
Kreis Aachen - A 70, Umweltamt, Wasserwirtschaft - abzustimmen.
2. 
Das Regenwasser-Becken im Bereich der Kerngebäude (und alle
anderen ggf. geplanten Becken) muss dauerhaft wasserdicht gegen-
über dem Untergrund sein. Wenn es nicht wasserdicht ausgeführt
werden soll, so sind Bodenuntersuchungen erforderlich, um nach-
zuweisen, dass im Untergrund keine Schadstoffe vorhanden sind,
die durch das Wasser gelöst werden. Generell ist eine Versickerung
des anfallenden Regenwassers vor Ort wegen der Altlastenproble-
matik nicht möglich.
Stellungnahme:
Im Bereich der Kerngebäude des Life-Science-Centers ist ein ge-
stalterischer Umgang mit dem Regenwasser geplant. Das Wasser
wird hier in Becken gesammelt und stellt so eine besondere Frei-
raumqualität innerhalb des Campus dar. 
Es sollte sichergestellt werden, dass die geplanten Becken dauerhaft
wasserdicht gegenüber dem Untergrund angelegt werden.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Becken, die Wasser aufnehmen, sind dauerhaft wasserdicht gegen-
über dem Untergrund anzulegen.

e 3) A 70 - Umweltamt, Landschafts- und Naturschutz
Zur genaueren Beurteilung der durch die geplanten Festsetzungen
zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft und zur Ermitt-
lung der erforderlichen landschaftspflegerischen Maßnahmen ist
dem Kreis Aachen ein Landschaftspflegerischer Fachbeitrag (ein-
schließlich aussagekräftiger Planteile) vorzulegen (§ 6 Abs. 2 LG
NW). Insbesondere muss dieses Gutachten enthalten:
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1. die Darstellung und Bewertung der ökologischen und landwirt-
schaftlichen Gegebenheiten unter besonderer Hervorhebung
wertvoller Biotope und

2. die Darstellung von Art, Umfang und zeitlichem Ablauf der
Eingriffe (unter Berücksichtigung der Festsetzungen des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes Nr. 54) und

3. die Darstellung von Art, Umfang und zeitlichem Ablauf der
Maßnahmen zur Verminderung zum Ausgleich und zum Ersatz
der Eingriffsfolgen. 
Der Kreis Aachen weist darauf hin, dass die im Vorfeld der Um-
setzung des Bebauungsplanes Nr. 54 geleisteten Ausgleichs-
maßnahmen mittlerweile dem Bebauungsplan Nr. 82 „Am Berg-
park“ zugeordnet wurden und somit für diesen Bebauungsplan
nicht mehr anrechenbar sind. 

Für die im Rahmen der Landschaftspflegerischen Begleitplanung
durchzuführenden Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wird die An-
wendung des Bewertungsverfahrens gemäß Ludwig (Büro Froelich
& Sporbeck) empfohlen.
Stellungnahme:
Der Landschaftspflegerische Fachbeitrag einschließlich aussage-
kräfter Planteile wird für das Plangebiet in Kürze erstellt.
Das Ergebnis wird vor der Offenlegung des Entwurfsplanes mit dem
Kreis Aachen - A 70 - abgestimmt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass in Kürze der Landschaftspflegerische
Fachbeitrag erstellt und vor der Offenlegung des Planentwurfes mit
dem Kreis Aachen - A 70 - abgestimmt wird.

e4) A 64 - Amt für Straßenbau und Wohnungswesen
1. Für den geplanten Carl-Alexander-Park sind zwei Stellplatzrei-

hen mit Zufahrten zur K 27 vorgesehen, und zwar unmittelbar
östlich des Kreisverkehrsplatzes und am nordwestlichen Ende
des Parks. Die Zufahrt zur K 27 in unmittelbarer Nähe des
Kreisverkehrsplatzes, die auf der freien Strecke liegt, wird sei-
tens des Kreises für sehr problematisch angesehen, da hierdurch
die Sicherung und Leichtigkeit des Verkehrs auf der K 27 erheb-
lich beeinträchtigt wird. 
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Es erscheint möglich, die Zufahrt zu den Stellplätzen an den
Kreisverkehrsplatz anzubinden, sodass die geplante Zufahrt an
der jetzt vorgesehenen Stelle entfallen kann.
Stellungnahme:
Seitens der Verwaltung bestehen gegen den vorgenannten Än-
derungsvorschlag keine Bedenken.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, die vorgenannte Zufahrt zu den Stell-
plätzen an den Kreisverkehrsplatz anzubinden sowie die geplan-
te Zufahrt an der ursprünglich vorgesehenen Stelle entfallen zu
lassen.

2. Die weitere vorgesehene Zufahrt am nordwestlichen ende des
Parks befindet sich ebenfalls an der freien Strecke der K 27.
Diese Zufahrt stellt ebenfalls eine Beeinträchtigung der Ver-
kehrssicherheit auf der freien Strecke der K 27 dar. 
Es ist daher zu prüfen, ob die Stellplätze an dieser Stelle über-
haupt erforderlich sind und nicht gegebenenfalls an anderer
Stelle vorteilhafter angelegt werden können. 
Eine Zustimmung für die Zufahrt zur K 27 an der derzeit ge-
planten Stelle kann nicht erfolgen.
Stellungnahme:
Die Stellplätze westlich der Landschaftsader sind erforderlich
und  können weder aufgegeben noch verringert werden. Hin-
sichtlich der Anbindung der Stellplätze an die K 27 sind detail-
lierte Gespräche mit dem Fachamt des Kreises Aachen vor der
Offenlegung zu führen. Die Ergebnisse werden in den Rechts-
plan eingearbeitet.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass hinsichtlich der Anbindung der
Stellplätze an die K 27 vor der Offenlegung Gespräche mit dem
Fachamt des Kreises Aachen geführt werden.
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3. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass aus dem Bestand und
Betrieb der K 27 kein Anspruch auf evtl. Lärmschutzmaßnahmen
für die im Rahmen des Bebauungsplanes beabsichtigten Maß-
nahmen hergeleitet werden kann.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass aus dem Bestand und
Betrieb der K 27 kein Anspruch auf evtl. Lärmschutzmaßnahmen
für die im Rahmen des Bebauungsplanes beabsichtigten Maß-
nahmen hergeleitet werden kann.

4. Es wird angeregt, die Radwegeverbindung durch die „Land-
schaftsader“ nördlich der K 27 entlang des Beeckfließes fort-
zusetzen mit Anschluss an die vorhandene Radroute Richtung
Floverich.
Stellungnahme:
Hinsichtlich der Radwegeverbindung durch die Landschaftsader
über die K 27 entlang des Beeckfließes bis zur vorhandenen
Radroute Richtung Floverich werden zurzeit von der Verwaltung
Konzepte erarbeitet. 
Im Bereich der K 27 wird die Anlegung einer Querungshilfe für
Radfahrer geprüft. Hierzu werden in Kürze Gespräche mit dem
Fachamt des Kreises Aachen geführt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass derzeit eine Radwegeverbindung
durch die Landschaftsader über die K 27 entlang des Beeck-
fließes bis zur vorhandenen Radroute Richtung Floverich er-
arbeitet wird. 



Niederschrift Stadtratssitzung 27.09.2005 Seite 40 von  55

f) Staatliches Umweltamt Aachen
f1) Immissionsschutz

Aus der Sicht des vorbeugenden Immissionsschutzes bestehen
gegen das o.g. Bauleitplanverfahren Bedenken. Den zeichnerischen
Unterlagen ist zu entnehmen, dass im Plangebiet Mischgebiete
ausgewiesen werden sollen. In den schriftlichen Planunterlagen
werden jedoch ausschließlich gewerbliche Nutzungen sowie Nut-
zungen im Bereich Wellness, Gesundheit, Sport, Gastronomie, Ein-
richtungen für kulturelle Veranstaltungen usw. aufgeführt. Die
Errichtung von Wohnungen ist nicht vorgesehen. 
Wesentliches Merkmal eines Mischgebietes ist das gleichrangige
Nebeneinander von Wohnen und nicht wesentlich störenden Ge-
werbebetrieben sowie den weiteren in § 6 As. 2 BauNVO aufgeführ-
ten Nutzungsarten. Insoweit ist beim Vollzug eines Bebauungs-
planes für ein Mischgebiet darauf zu achten, dass keine der vor-
stehend genannten Nutzungsarten ein deutliches Übergewicht über
die andere gewinnen soll.
Dies gilt insbesondere bei der Neuplanung. Der Gebietscharakter
eines Mischgebietes ist nicht zuletzt davon abhängig, dass beide
Hauptnutzungsarten (Wohnen / nicht wesentlich störendes Gewer-
be) erkennbar in einem Gebiet vorhanden sind. 
Ein Mischgebiet, in dem sich ausschließlich gewerbliche Vorhaben
befinden, erfüllt die v.g. Voraussetzungen nicht.
Für den Fall, dass dennoch Wohnbebauung vorgesehen ist, weist
die Fachbehörde vorsorglich darauf hin, dass sich unmittelbar süd-
lich des Plangebietes eine größere Pferdehaltung und ein Hunde-
abrichtplatz befinden. Beide Nutzungen sind geeignet, Lärm und
Geruchsbelästigungen in der Wohnnachbarschaft hervorzurufen,
die nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz den Grad der Erheb-
lichkeit erreichen bzw. überschreiten können. 
Im nördlichen Bereich innerhalb des Plangebietes ist ein Baustoff-
lager angesiedelt. Da der Fachbehörde Angaben über den Betriebs-
umfang, die Betriebszeiten usw. nicht vorliegen, kann eine abschlie-
ßende Aussage über eine eventuelle Mischgebietsverträglichkeit
derzeit nicht getroffen werden. 
Die Verladetätigkeiten sowie das Verkehrsaufkommen durch
Schwerlast- und Kundenverkehr können erhebliche Lärm- und
Staubbelästigungen in der Wohnnachbarschaft hervorrufen. Auch
hier ist gegebenenfalls eine gutachterliche Betrachtung erforderlich.
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Stellungnahme:
Die Schwerpunkte der zukünftigen Nutzungen im Carl-Alexander-
Park sollen im Wesentlichen aus den Bereichen Life und Science
mit Angeboten für Freizeit, Wellness, Sport, Kultur, aber auch Wis-
senschaft, Forschung und Bildung bzw. technologieorientierten
Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben entwickelt werden.
Um hier einen größtmöglichen Spielraum zur Steuerung und Ent-
wicklung des Carl-Alexander-Parks zu gewährleisten, wird vor-
geschlagen, das Plangebiet als Gewerbegebiet (GE) auszuweisen.
Da Wohnbebauung in der Form wie in einem Mischgebiet hier
nicht zulässig ist, werden die Bedenken des StUA hinsichtlich Im-
missionsschutz gegenstandslos.
Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass im angrenzenden Bebau-
ungsplangebiet Nr. 82 - Am Bergpark - Pferdehaltung und Hunde-
abrichtplatz ausgeschlossen wurden und bei Entwicklung des Bau-
gebietes entfernt werden. 
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass bei Ausweisung des Plangebietes als
Gewerbegebiet (GE) die Bedenken des StUA hinsichtlich Immis-
sionsschutz ausgeräumt sind.

f2) Abwasserbeseitigung
Gegen die o.g. Bauleitplanung bestehen derzeit Bedenken, da eine
einwandfreie Abwasserbeseitigung nicht sichergestellt ist. Dies wird
wie folgt begründet.
Das Baugebiet entwässert zur Kläranlage Baesweiler-Setterich.
Diese Kläranlage hat ihre Kapazitätsgrenze erreicht bzw. derzeit
schon teilweise überschritten. Aufgrund fehlender Reserven ent-
spricht sie insgesamt nicht mehr dem Stand der Technik und ist aus
diesem Grund sanierungsbedürftig. Zurzeit werden durch den Was-
serverband Eifel-Rur bereits Vorplanungen durchgeführt mit dem
Ziel der Sanierung der Kläranlage in geeigneter Form.
Erst wenn mit den notwendigen Sanierungsmaßnahmen begonnen
wurde, ist eine Rücknahme der Bedenken des Staatlichen Umwelt-
amtes Aachen möglich.
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Stellungnahme:
Aufgrund der Bedenken des Staatlichen Umweltamtes kann der
Bebauungsplan Nr. 54 - Haldenvorgelände - zurzeit wegen der
fehlenden ausreichenden Erschließung nicht in Rechtskraft gesetzt
werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass mit den Sanierungs-
arbeiten an der Kläranlage Setterich bis Ende 2005 begonnen wird.
Somit kann zwar der Satzungsbeschluss zu dem Bauleitplan erfol-
gen, die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses (Eintritt der
Rechtskraft) aber erst mit dem Beginn der Sanierungsarbeiten an
der Kläranlage.
Zur Klarstellung sollte die Begründung entsprechend ergänzt wer-
den.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 54
- Haldenvorgelände - wie folgt zu ergänzen:
Aufgrund der zurzeit nicht gesicherten Erschließung (Kläranlage
Setterich) wird die Inkraftsetzung des Bebauungsplanes Nr. 54 -
Haldenvorgelände - (Bekanntmachung gemäß § 10 BauGB) erst mit
dem Beginn der erforderlichen Sanierungsarbeiten an der Klär-
anlage Setterich erfolgen.

f3) Altlasten und Bodenschutz
Gegen die o.g. Bauleitplanung bestehen aus altlastentechnischer
Sicht Bedenken.
Im Plangebiet bzw. in dessen Grenzbereichen befinden sich nach
den Unterlagen des Staatlichen Umweltamtes Aachen Altlastver-
dachtsflächen. Die Flächen sind unter den ISAL-Reg.-Nrn.
5002/0001, 5002/0002 und 5003/0001 erfasst. Weitergehende Infor-
mationen liegen derzeit nicht vor, da eine Gefährdungsabschätzung
für diese Flächen, soweit bekannt, bislang nicht durchgeführt wor-
den ist. Ob von den Verdachtsflächen möglicherweise Belastungen
für die Umwelt ausgehen bzw. die beabsichtigte Nutzung mit den
Verdachtsflächen vereinbar ist, kann deshalb derzeit nicht beurteilt
werden.
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen
insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
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Aus der Nutzung des Bodens darf deshalb keine Gefahr für die
Nutzer entstehen. Die Bauleitplanung darf somit keine Nutzung
vorsehen, die mit einer vorhandenen oder vermuteten Altlast unver-
einbar und deshalb unzulässig wäre.
Aus den v.g. Gründen werden deshalb gegen die o.g. Bauleitpla-
nung vorsorglich Bedenken erhoben, bis nähere Angaben über Art,
Umfang und Beschaffenheit und evtl. vorhandene Gefährdungs-
potentiale möglich sind.
Das weitere Vorgehen bittet das Staatliche Umweltamt Aachen mit
der nach §§ 7 und 8 LBodSchG zuständigen Unteren Bodenschutz-
behörde abzustimmen. 
Zur Verfahrensvereinfachung wird empfohlen, das Staatliche Um-
weltamt Aachen in die Abstimmung mit einzubeziehen.
Stellungnahme:
Hinsichtlich der Bewertungen zu Bodenschutz und Altlasten wird
auf die vorliegenden Gefährdungsabschätzungen des Büros Dr.
Tillmanns, die Bestandteil des Bebauungsplanes sind, verwiesen.
Diese haben bei der Beratung und Beschlussfassung zum rechts-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 54 vorgelegen. Der Inhalt wird in der
Sitzung vorgetragen.
Eine Abstimmung mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehör-
de (Kreis Aachen) ist ebenfalls erfolgt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass aufgrund der vorliegenden Gefähr-
dungsabschätzungen des Büros Dr. Tillmanns, die Bestandteil des
Bebauungsplanes sind, und der bereits erfolgten Abstimmung mit
der Unteren Bodenschutzbehörde die Bedenken des Staatlichen
Umweltamtes ausgeräumt sind.

f4) Bergbauliche Einwirkungen Verwerfungszone)
Das Plangebiet liegt im Nahbereich einer geologischen Verwer-
fungszone (Vorstaffelsprung des Frelenberger Sprunges). Aufgrund
der Sümpfungsauswirkungen des Braunkohlenbergbaues sind hier
ungleichmäßige Bodenbewegungen nicht auszuschließen, die ein
verdichtetes Überwachungsnetz von Festpunkten für Geländehö-
henveränderungen, z. B. durch den Bergbautreibenden oder in
Abstimmung mit dem VBHG (Verband der bergbaugeschädigten
Haus- und Grundeigentümer) Jülich, Wiesenstraße 4, als sinnvoll
erscheinen lassen. 
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Diesbezüglich verweise ich auf die Zuständigkeit des Bergamtes
Düren.
Stellungnahme:
Das Bergamt Düren wurde im Rahmen der Behörden- und Träger-
beteiligung aufgefordert, eine Stellungnahme abzugeben. Nach
Ablauf der Beteiligungsfrist lag der Verwaltung keine Stellung-
nahme des Bergamtes Düren vor.
Beschluss:
Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass nach Ablauf der Beteiligungsfrist seitens
des Bergamtes Düren keine Bedenken vorgebracht wurden. 

f5) Beseitigung von Niederschlagswasser (§ 51 a LWG)
Gegen die o.g. Planung bestehen Bedenken.
Die Beseitigung des Niederschlagswassers ist unter Berücksichti-
gung des § 51 a LWG für das Plangebiet bisher nicht geregelt und
nachgewiesen worden.
Eine Rücknahme der geäußerten Bedenken ist nur möglich, wenn
die erforderlichen Darlegungen mittels Vorlage entsprechender
Unterlagen erfolgt sind. 
Einzelheiten sind dem RdErl. des Ministeriums für Umwelt, Raum-
ordnung und Landwirtschaft des Landes NRW vom 18.05.1998
(Mbl. NRW, S. 654 und 918) zu entnehmen.
Stellungnahme:
Um eine Auswaschung von Schadstoffen in das Grundwasser zu
vermeiden, ist aufgrund der vorhandenen Bodenbelastungen eine
Versickerung/Verrieselung des anfallenden Niederschlagswassers
der Dachflächen in den Untergrund auszuschließen. 
Für die GE-Bereiche nördlich des ehemaligen Kokereigeländes ist
eine gesonderte Ableitung des Regenwassers vorgesehen, welches
in das Beeckfließ eingeleitet werden soll. 
Für das übrige Baugebiet ist ein Anschluss an die Mischkanalisati-
on vorgesehen. Die Entwässerung erfolgt zur Kläranlage Setterich
(siehe auch Abs. e1).
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der
Stadtrat einstimmig:



Niederschrift Stadtratssitzung 27.09.2005 Seite 45 von  55

Der Stadtrat stellt fest, dass aufgrund der geregelten Beseitigung
des Niederschlagswassers die Bedenken des Staatlichen Umwelt-
amtes ausgeräumt sind.

g) Energie- und Wasserversorgung GmbH (EWV)
Die EWV gibt nachfolgende Stellungnahme ab:
„Zur Sicherung der elektrischen Versorgung müssen Stationsplätze (5 m
x 4 m) zugunsten des RWE ausgewiesen werden. Weiter ist im nicht
öffentlichen Bereich der Kabeltrasse ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zugunsten des RWE mit einer Breite von 5 m erforderlich. Die genaue
Lage der geplanten Stationsplätze und der geplanten Kabeltrasse entneh-
men Sie bitte dem beigefügten Lageplan.
Wir bitten uns auch weiterhin an der Planung zu beteiligen und uns
rechtzeitig vor Baubeginn zu informieren.“
Stellungnahme:
Die Lage der Stationsplätze, die zur Sicherstellung der elektrischen Ver-
sorgung dienen, ist mit dem RWE abzustimmen. 
Im nicht öffentlichen Bereich der Kabeltrasse sind auf einer Breite von 5
m die erforderlichen Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten des RWE
einzutragen.
Die EWV wird auch weiterhin an den Planungen beteiligt und rechtzeitig
vor Baubeginn informiert.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Die Lage der Stationsplätze ist mit dem RWE abzustimmen. Die für die
Kabeltrasse erforderlichen Geh-, Fahr- und Leitungsrecht werden zugun-
sten des RWE eingetragen.

h) Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
Der BUND lehnt eine weitere Flächenversiegelung und fortschreitende
Zerschneidung der Landschaft in Form des „european life science Center
Baesweiler“ insbesondere aus Gründen des Natur- und Artenschutzes
grundsätzlich ab. Die detaillierte Stellungnahme des BUND ist der Vorla-
ge als Anlage beigefügt.
Stellungnahme:
Der Bebauungsplan Nr. 54 - Haldenvorgelände - wurde am 04.07.1997
rechtskräftig. Vollzogen wurde der Bebauungsplan nur in geringen Teil-
bereichen. 
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Die Festsetzungen im derzeitigen rechtsverbindlichen Bebauungsplan
stimmen vom Inhalt und der Zielsetzung her nicht mehr mit den Zielset-
zungen aus dem städtebaulichen Wettbewerb zur EuRegionale Carl-
Alexander-Park - überein. 
Daher wird es erforderlich, den Bebauungsplan Nr. 54 zu ändern und an
die Zielsetzungen aus dem städtebaulichen Wettbewerb bzw. Rahmen-
plan anzupassen.
Das städtebauliche Entwicklungskonzept sieht u.a. vor, durch die wald-
umgebenen, insellagigen Baufelder einen behutsamen Umgang mit den
vorhandenen Vegetationsstrukturen auf dem Haldenvorgelände sicher-
zustellen.
In Kürze wird der Landschaftspflegerische Fachbeitrag (LPF) für das
Plangebiet erstellt. Die detaillierte Stellungnahme des BUND wird im
Rahmen der Erstellung des LPF durch den Planer abgearbeitet. Der LPF
wird mit dem Kreis Aachen - A 70 - vor Offenlegung des Planentwurfes
abgestimmt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass die Stellungnahme des BUND im Rahmen der
Erarbeitung des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages behandelt und
dieser vor Offenlegung des Planentwurfes mit dem Kreis Aachen - A 70 -
abgestimmt wird.
 

3. Beschluss zur Feststellung des Rechtsplanes und zur öffentlichen Aus-
legung gemäß § 3 (2) BauGB

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 9 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat ein-
stimmig:
Der Rechtsplan zum Bebauungsplan Nr. 54 - Carl-Alexander-Park -,
Änderung Nr. 5, ist unter Einbeziehung der Beschlüsse zu 1. und 2. zu
erstellen und gemäß 3 (2) BauGB auf die Dauer eines Monats öffentlich
auszulegen.
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13. Bebauungsplan Nr. 81 - Bahnhofstraße II -, Stadtteil Oidtweiler
hier: Beschluss zur Änderung der Gebietsabgrenzung

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung
zu diesem Tagesordnungspunkt vor.
Im Rahmen der Vorabklärungen für die weitergehende archäologische Un-
tersuchung im nördlichen Teilbereich des Plangebietes haben die Eigentü-
mer des Flurstückes Nr. 1022, die gleichzeitig auch Eigentümer des Flurs-
tückes Nr. 552 sind, gebeten, diese Parzelle aus dem Plangebiet herauszu-
nehmen, da sie in diesem Bereich den Garten hochwertig gestaltet haben
(Teich etc.) und diesen Bereich auch zukünftig so weiternutzen wollen.
Das Flurstück Nr. 1022 ist für die Planung nicht erforderlich. Daher sollte es
aus der Planung herausgenommen werden, so dass die Nutzung weiterhin
als Garten-, Grünfläche möglich ist.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung am
13.09.2005 / Punkt 10 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat einstimmig:
Das für die Planung nicht erforderliche Flurstück Nr. 1022 wird aus dem
Plangebiet herausgenommen.

14. Bebauungsplan Nr. 82 - Am Bergpark -, Änderung Nr. 1, 
Stadtteil Baesweiler
1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 13 BauGB
2. Satzungsbeschluss

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung
zu diesem Tagesordnungspunkt vor.
1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 13 BauGB:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.02.2005 beschlossen, die Ge-
bietsabgrenzung des Bebauungsplanes Nr. 82 auf die Größe gemäß der
landesplanerischen Zustimmung zu reduzieren.
Die Erschließung des Baugebietes Am Bergpark erfolgt zum Teil über die
Verlängerung des Herzogenrather Weges.
Gleichzeitig dient dieses Teilstück des Herzogenrather Weges ebenfalls
als Zugangsbereich zum Carl-Alexander-Park mit Landschaftsader, Som-
mercamp sowie Anbindung zum Aufstieg zur Halde. Hierdurch wird es
erforderlich entlang dieser Teilstrecke des Herzogenrather Weges einen
Fuß-/Radweg als Bürgersteig anzulegen. 
Hierdurch sollen die Fußgänger/Radfahrer aus dem Straßenraum des
Herzogenrather Weges herausgenommen und sicher sowohl bis zum
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Eingang in das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 82 - Am Bergpark -
als auch zum Carl-Alexander-Park geführt werden.
Insoweit wird es erforderlich, eine Teilfläche von ca. 200 qm Größe aus
der Grünfläche/Schallschutzwall an der Nordseite des Plangebietes Nr. 82
herauszunehmen und als Fuß-/Radweg festzusetzen.
Der ökologische Ausgleich erfolgt auf der an das Plangebiet angrenzen-
den Ersatzfläche.
Da die Änderung nicht die Grundzüge der Planung berührt, kann die
Änderung im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB erfolgen.
Insbesondere wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen,
vorbereitet. Die in § 1 (6) Nr. 7, Buchstabe b, des BauGB genannten
Schutzgüter werden durch die Änderung nicht berührt.
Von der Planung wird nur das Umweltamt des Kreises Aachen betroffen.
Dieses erhebt gegen die Planung gemäß dem vorgelegten Ausgleichs-
konzept keine Bedenken.
Eigentümer der betroffenen Fläche ist der EBV. Dieser erhebt keine Be-
denken gegen die Planung.
Somit kann auf die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und
Träger öffentlicher Belange verzichtet werden und der Satzungsbeschluss
gefasst werden.

2. Satzungsbeschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 11 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat
einstimmig:
Der Stadtrat beschließt die Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes Nr. 82 -
Am Bergpark - im Verfahren nach § 13 BauGB.
Der Stadtrat stellt fest, dass der EBV als einziger beteiligter Eigentümer
der Planung zugestimmt hat und der ökologische Ausgleich mit dem
Umweltamt des Kreises Aachen abgestimmt wurde.
Der Stadtrat beschließt die Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes Nr. 82 -
Am Bergpark - als Satzung gem. § 10 BauGB.
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15. Bebauungsplan Nr. 86 - Wolfsgasse -, Stadtteil Setterich

1. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-
keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung

2. Beschluss zur Ausfertigung des Rechtsplanes und zur Offenlegung
gemäß § 3 (2) BauGB

Die hierzu gehörenden Pläne lagen bei der Beratung und Beschlussfassung
zu diesem Tagesordnungspunkt vor.
1. Beschluss über die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlich-

keit und der Behörden- und Trägerbeteiligung:

Zu der o. a. Planung wurde in der Zeit vom 01.08.2005 bis 02.09.2005
einschließlich die Öffentlichkeitsbeteiligung und parallel die Beteiligung
der Behörden und der Träger öffentlicher Belange durchgeführt.
Es wurden die folgenden Stellungnahmen abgegeben:
a) Kreis Aachen, A 70 - Umweltamt - Wasserwirtschaft

Bei der Aufstellung/Änderung des Bebauungsplanes ist die Entsor-
gung der anfallenden Schmutz- und Niederschlagswässer nach-
zuweisen. Zuständige Stelle bzgl. § 51 a LWG im Bebauungsplan-
verfahren ist das StUA Aachen, welches die Gesamtentwässerung
bewertet.
Der § 51 a LWG sowie der Runderlass zur Durchführung der Vor-
schrift bezüglich der Niederschlagswasserbeseitigung gemäß § 51 a
LWG des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirt-
schaft, Stand 18.05.1998 ist einzuhalten.
Die anfallenden Schmutzwässer sind der öffentlichen Kanalisation
zuzuleiten.
Stellungnahme:
In Kürze wird ein hydrogeologisches Gutachten für das Plangebiet
erstellt. Das Ergebnis wird vor Offenlegung des Entwurfsplanes mit
dem StUA abgestimmt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 12 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat stellt fest, dass ein hydrogeologisches Gutachten er-
stellt und vor der Offenlegung des Planentwurfes mit dem StUA
abgestimmt wird.
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b) Kreis Aachen, A 70 - Umweltamt - Bodenschutz / Altlasten
Im Plangebiet befindet sich die Altlasten-Verdachtsfläche Nr. 5003-
20 „ehemalige Tankstelle Wolfsgasse 43". Für die Tankstelle wurde
im August 1998 eine Gefährdungsabschätzung durch das Büro BGU
in Stolberg, durchgeführt. Es wurden dabei keine umweltrelevanten
Belastungen festgestellt.
Über den Tankstellenbetrieb lagen (und liegen) keine Planunterla-
gen oder Bauakten vor. Die Anordnung der Sondieransatzpunkte
wurde soweit es ging rekonstruiert. Daher kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass entgegen der durchgeführten Untersuchungs-
ergebnisse bei in Zukunft ggf. geplanten Erdarbeiten Feststellungen
im Hinblick auf wasser- und/oder umweltgefährdende Stoffe ge-
macht werden. Aus diesem Grund verbleibt die Fläche auch nach
erfolgter Gefährdungsabschätzung im Altlasten-Verdachtsflächen-
Kataster.
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 86 bestehen vor-
sorglich Bedenken. Um die Bedenken auszuräumen, ist in die Be-
gründung zum Bebauungsplan ein Verdachtshinweis auf den Alt-
standort der Tankstelle aufzunehmen. Umnutzungen und Baumaß-
nahmen im Bereich der Altlastenverdachtsflächen sind dann zur
Stellungnahme dem Umweltamt des Kreises Aachen, Fachbereich
Bodenschutz-Altlasten vorzulegen.
Stellungnahme:
Die betreffende Parzelle ist inzwischen mit einem Islam. Kulturzen-
trum bebaut. 
Die im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben seinerzeit durch-
geführte Gefährdungsabschätzung hat keine umweltrelevanten
Belastungen ergeben.
Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei evtl. zukünftigen
Erdarbeiten Feststellungen im Hinblick auf umweltgefährdende
Stoffe gemacht werden, sollte in die Begründung zum Bebauungs-
plan ein entsprechender Verdachtshinweis aufgenommen werden.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 12 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, in die Begründung zum Bebauungsplan Nr.
86 -Wolfsgasse- einen Verdachtshinweis auf den Altstandort der
ehemaligen Tankstelle aufzunehmen.
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c) Staatliches Umweltamt
Abwasserbeseitigungen
Gegen die o. g. Bauleitplanung bestehen derzeit Bedenken, da eine
einwandfreie Abwasserbeseitigung nicht sichergestellt ist. Dies
begründe ich wie folgt:
Das Baugebiet entwässert zur Kläranlage Baesweiler-Setterich.
Diese Kläranlage hat ihre Kapazitätsgrenze erreicht bzw. derzeit
schon teilweise überschritten. Aufgrund fehlender Reserven ent-
spricht sie insgesamt nicht mehr dem Stand der Technik und ist aus
diesem Grund sanierungsbedürftig. Zurzeit werden durch den Was-
serverband Eifel-Rur bereits Vorplanungen durchgeführt, mit dem
Ziel der Sanierung der Kläranlage in geeigneter Form.
Erst wenn mit den notwendigen Sanierungsmaßnahmen begonnen
wurde, ist eine Rücknahme meiner Bedenken möglich.
Stellungnahme:
Aufgrund der Bedenken des Staatlichen Umweltamtes kann der
Bebauungsplan Nr. 86 - Wolfsgasse - zurzeit wegen der fehlenden
ausreichenden Erschließung nicht in Rechtskraft gesetzt werden.
Es ist jedoch davon auszugehen, dass mit den Sanierungsarbeiten
an der Kläranlage Setterich bis Ende 2005 begonnen wird.
Somit kann zwar der Satzungsbeschluss zu dem Bauleitplan erfol-
gen, die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses (Eintritt der
Rechtskraft) aber erst mit dem Beginn der Sanierungsarbeiten an
der Kläreanlage.
Zur Klarstellung sollte die Begründung entsprechend ergänzt wer-
den.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 12 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 86
- Wolfsgasse - wie folgt zu ergänzen:
Aufgrund der zurzeit nicht gesicherten Erschließung (Kläranlage
Setterich) wird die Inkraftsetzung des Bebauungsplanes Nr. 86
- Wolfsgasse - (Bekanntmachung gemäß § 10 BauGB) erst mit dem
Beginn der erforderlichen Sanierungsarbeiten an der Kläranlage
Setterich erfolgen.
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d) Staatliches Umweltamt
Altlasten und Bodenschutz
Gegen die o. g. Bauleitplanung bestehen aus altlastentechnischer
Sicht Bedenken.
Im Plangebiet bzw. in dessen Grenzbereich befindet sich nach mei-
nen Unterlagen die im beiliegenden Kartenauszug gelb gekenn-
zeichnete Altlastenverdachtsfläche. Die Fläche ist unter den ISAL-
Reg.-Nr. 5003/0020 erfasst.
Weitergehende Informationen hierzu liegen mir derzeit nicht vor, da
eine Gefährdungsabschätzung für diese Fläche, soweit mir bekannt
ist, bislang nicht durchgeführt worden ist. Ob von der Verdachtsflä-
che möglicherweise Belastungen für die Umwelt ausgehen bzw. die
beabsichtigte Nutzung mit der Verdachtsfläche vereinbar ist, kann
von mir deshalb derzeit nicht beurteilt werden.
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen
insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Aus der Nutzung des
Bodens darf deshalb keine Gefahr für die Nutzer entstehen. 
Die Bauleitplanung darf somit keine Nutzung vorsehen, die mit
einer vorhandenen oder vermuteten Altlast unvereinbar und deshalb
unzulässig wäre.
Aus den v. g. Gründen werden deshalb gegen die o.g. Bauleitpla-
nung vorsorglich Bedenken erhoben, bis nähere Angaben über Art,
Umfang und Beschaffenheit und evtl. vorhandene Gefährdungs-
potentiale möglich sind.
Das weitere Vorgehen bitte ich mit der §§ 7 und 8 LBodSchG zu-
ständigen Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. Zur Verfah-
rensvereinbarung wird empfohlen, das Staatliche Umweltamt in die
Abstimmung mit einzubeziehen.
Hierzu verweise ich auch auf dem Gem. RdErl. Des MSWKS und
MUNLV vom 14.03.2005 „Berücksichtigung von Flächen mit Bo-
denbelastungen, insbesondere Altlasten bei der Bauleitplanung und
im Baugenehmigungsverfahren (Altlastenerlass)“ (veröffentlicht im
MBI. NW. 24/05, S. 582).
Stellungnahme:
Die betreffende Parzelle ist inzwischen mit einem Islam. Kulturzen-
trum bebaut.
Die im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben seinerzeit durch-
geführte Gefährdungsabschätzung hat keine umweltrelevanten
Belastungen ergeben. 
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Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei evtl. zukünftigen
Erdarbeiten Feststellungen im Hinblick auf umweltgefährdende
Stoffe gemacht werden, sollte in die Begründung zum Bebauungs-
plan ein entsprechender Verdachtshinweis aufgenommen werden.
Das Umweltamt des Kreises Aachen hat diese Verfahrensweise
angeregt.
Beschluss:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses
(Sitzung am 13.09.2005 / Punkt 12 der Tagesordnung) beschließt
der Stadtrat einstimmig:
Der Stadtrat beschließt, in die Begründung zum Bebauungsplan
Nr. 86 - Wolfsgasse - einen Verdachtshinweis auf den Altstandort
der ehemaligen Tankstelle aufzunehmen.

2. Beschluss zur Ausfertigung des Rechtplanes und zur Offenlegung ge-
mäß § 3 (2) BauGB:

Auf einstimmigen Vorschlag des Bau- und Planungsausschusses (Sitzung
am 13.09.2005 / Punkt 12 der Tagesordnung) beschließt der Stadtrat
einstimmig:
Der Rechtsplan zum Bebauungsplan Nr. 86 - Wolfsgasse - ist unter Ein-
beziehung der Beschlüsse zu 1. zu erstellen und gemäß § 3 (2) BauGB auf
die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen.

16. Festlegung des Umfanges des Aufwandes für die Erschließung des Bebau-
ungsplangebietes Nr. 51 - Siegenkamp - einschließlich der Straße Siegen-
kamp von Hermannstraße bis Hügelstraße und des Bebauungsplangebietes
Nr. 70 - Urweg nördlich -;
hier: Entscheidung über das Straßenentwässerungssystem

In seiner Sitzung am 06.07.2004 hat der Stadtrat unter Tagesordnungspunkt
20 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 51 in Erschließungsteilbereiche zu
unterteilen und die Bereiche Heinrich-Heine-Ring und Hermann-Hesse-
Straße sowie die Straße Siegenkamp von Hermannstraße bis Hügelstraße als
Erschließungsteilbereich kurzfristig auszubauen.
Die Straßenentwässerung im Bebauungsplangebiet Nr. 51 - Siegenkamp -
einschließlich der Straße Siegenkamp von Hermannstraße bis Hügelstraße
und im Bebauungsplangebiet Nr. 70 - Urweg nördlich - wird neben den in
den einzelnen Straßen der beiden Bebauungsplangebiete verlegten Misch-
wasserkanälen auch über den im Bereich vom Urweg bis zur Hermannstraße
verlegten Sammler gewährleistet.
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Grundlage für die Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
für die Straßenentwässerung ist nach § 128 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 des Bauge-
setzbuches zunächst die sogenannte Einzeleinrichtung. Das bedeutet, dass
vom Ansatz her nur die Kosten für Einrichtungen zu berücksichtigen sind,
die ausschließlich dem Abfluss des auf der jeweiligen Anbaustraße anfallen-
den Regenwassers dienen.
Im Rahmen einer Ermessensentscheidung kann die Stadt aber neben den
Kosten für die Einrichtungen der Straßenentwässerung, die in den einzelnen
Anbaustraßen verlegt sind zusätzlich Kosten für Einrichtungen - wie den
Sammler, der die Verbindung zu dem übrigen Entwässerungsnetz der Stadt
herstellt, einbeziehen.
Diese Ermessensentscheidung ist nicht eindeutig als Geschäft der laufenden
Verwaltung anzusehen, sodass eine Entscheidung des Stadtrates geboten ist.
Die Veranlagung nach tatsächlichen Kosten erfolgt in diesem Fall auf der
Basis eines Durchschnittssatzes, der auf konkrete Unternehmerrechnungen
zurückzuführen ist.
Die Verteilung der Kosten für den Sammler auf die einzelnen Baugebiete
und die gebildeten Erschließungsteilbereiche erfolgt im Verhältnis zu den
Quadratmeterflächen der Erschließungsstraßen in den jeweiligen Baugebie-
ten und Erschließungsteilbereichen.
Diese Regelung ist im Sinne einer sachgerechten Kostenaufteilung sinnvoll,
da somit alle an der Erstellung beteiligt sind, die durch den Sammler die
Vorteile der Straßenentwässerung erfahren.
Beschluss:

Der Stadtrat beschließt einstimmig:
Neben den Kosten der Einrichtungen für die Straßenentwässerung, die in
den einzelnen Anbaustraßen des Bebauungsplangebietes Nr. 51 - Siegen-
kamp - einschließlich der Straße Siegenkamp von der Hermannstraße bis zur
Hügelstraße und des Bebauungsplangebietes Nr. 70 - Urweg nördlich -
verlegt sind, werden zusätzlich die Kosten für den im Bereich vom Urweg bis
zur Hermannstraße verlegten Sammler einbezogen, da dieser die Verbin-
dung zu dem übrigen Entwässerungsnetz der Stadt herstellt und soweit er
der Straßenentwässerung dient.

17. Widmung der Straße Nr. 55 - „An der Brauerei“ - in Baesweiler

Der Bau- und Planungsausschuss hatte sich in seiner Sitzung am 13.09.2005
mit der Widmung der o.g. Straße im Bebauungsplangebiet Nr. 55 - „An der
Brauerei“ - unter TOP 20 befasst und die Empfehlung an den Stadtrat be-
schlossen, die im beiliegenden Plan dargestellten Flächen des Bebauungs-
plangebietes Nr. 55 - „An der Brauerei“ in Baesweiler - gemäß § 6 Abs. 1 des
Straßen- und Wegegesetzes NW für den öffentlichen Verkehr als Stadtstraße
zu widmen.
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Beschluss:

Der Stadtrat beschließt einstimmig, die im beiliegenden Lageplan zur Ver-
waltungsvorlage dargestellten Flächen des Bebauungsplangebietes Nr. 55
- „An der Brauerei“ in Baesweiler - gemäß § 6 Abs. 1 des Straßen- und Wege-
gesetzes NW für den öffentlichen Verkehr als Stadtstraße zu widmen.

18. Widmung der Stichstraße zum Kindergarten in der Bahnhofstraße im
Stadtteil Oidtweiler

Der Bau- und Planungsausschuss hatte sich in seiner Sitzung am 13.09.2005
mit der Widmung der o.g. Straße im Bebauungsplangebiet Nr. 1- Stichstraße
zum Kindergarten in der Bahnhofstraße im Stadtteil Oidtweiler - unter TOP
21 befasst und die Empfehlung an den Stadtrat beschlossen, die im beilie-
genden Plan dargestellten Flächen des Bebauungsplangebietes Nr. 1 - Stich-
straße zum Kindergarten in der Bahnhofstraße im Stadtteil Oidtweiler -
gemäß § 6 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes NW für den öffentlichen
Verkehr als Stadtstraße zu widmen.
Beschluss:

Der Stadtrat beschließt einstimmig, die im beiliegenden Lageplan zur Ver-
waltungsvorlage dargestellten Flächen des Bebauungsplangebietes Nr. 1 -
Stichstraße zum Kindergarten in der Bahnhofstraße im Stadtteil Oidtweiler -
gemäß § 6 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes NW für den öffentlichen
Verkehr als Stadtstraße zu widmen.

19. Mitteilungen der Verwaltung

Herr Bürgermeister Dr. Linkens teilte mit, dass der Städtebauminister am
25.11.2005 um 14.30 Uhr den ersten Spatenstich für die Baumaßnahme
„Carl-Alexander-Park” durchführen wird. Eine gesonderte Einladung und
Information dazu wird noch zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

20. Anfragen von Ratsmitgliedern

Es erfolgten keine Anfragen.

21. Fragestunde für Einwohner

Es wurden keine Fragen zu Tagesordnungspunkten dieser Sitzung gestellt.


